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Rundschreiben Nr. 24/2022 

 
Neue Produkte: Energiekredit Regenerativ und Energiekredit Regenerativ Plus 
 
 
Zur Bewältigung und Forcierung der Energiewende erweitert die LfA die Produktfamilie der Ener-
giekredite um den Energiekredit Regenerativ und Energiekredit Regenerativ Plus. Zielt das bishe-
rige Angebot der Energiekredite auf den Bereich Energieeffizienz ab, so haben die neuen Ener-
giekredite den Bereich der Energieerzeugung regenerativer Energien, inklusive Speicherung und 
Integration ins Stromnetz, im Fokus. 
 
Folgende Investitionsmaßnahmen (einschließlich Modernisierungen) von Unternehmen der ge-
werblichen Wirtschaft sowie freiberuflich Tätiger werden in den neuen Produkten gefördert: 

• Strom- oder Wärme-/Kälteerzeugung auf Basis von regenerativen Energien, 

• Speichersysteme für Strom, Wärme und Kälte aus regenerativen Energien und 

• die Flexibilisierung von Stromnachfrage und -angebot, wie betriebliches/überbetriebliches 
Lastmanagement, um flexible Lasten für das Stromversorgungssystem nutzbar zu machen, 
sowie zur Digitalisierung der Energiewende mit dem Ziel der systemverträglichen Integration 
von erneuerbaren Energien in das Energiesystem. 

 

Der Energiekredit Regenerativ und Energiekredit Regenerativ Plus steht sowohl kleinen und mittle-

ren Unternehmen gemäß EU-Definition als auch – analog zum Universalkredit – Unternehmen der 

gewerblichen Wirtschaft mit einem Jahresumsatz (Konzernumsatz) bis einschließlich 500 Mio. EUR 

und Angehörigen der Freien Berufe zur Verfügung. Darüber hinaus sind u. a. Bürgerenergiegenos-

senschaften antragsberechtigt, die beim Ausbau der regenerativen Energien vor allem im ländlichen 

Raum eine wichtige Rolle spielen. 

 
Vorhaben, die eine Förderung nach dem „Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)“ bzw. dem „Kraft-
Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG)“ erhalten, können ausschließlich im beihilfefreien Energiekredit 
Regenerativ (ER5) gefördert werden. Vorhaben ohne EEG-/KWKG-Förderung sind im Energiekre-
dit Regenerativ Plus (ER6) förderfähig, der zinsgünstiger und ggf. beihilfebehaftet ausgestaltet ist. 
  



 

Der Darlehenshöchstbetrag beläuft sich auf 10 Mio. EUR. Der Finanzierungsanteil des Darlehens 
am förderfähigen Vorhaben beträgt bis zu 100 %. Es können Vorhaben mit förderfähigen Kosten 
ab 25.000 EUR berücksichtigt werden. 
 
Das Laufzeitspektrum umfasst neben den üblichen Laufzeiten mit 5- bzw. 10-jähriger Zinsbindung 
5/1/5, 10/2/10 und 20/3/10 (Laufzeit/Tilgungsfreijahre/Zinsbindung) auch zwei Laufzeittypen mit 
langen Zinsbindungen 15/3/15 Jahre und 20/3/20 Jahre, die es den Antragstellern ermöglicht, sich 
günstige Zinssätze langfristig zu sichern und die Zinsänderungsrisiken zu minimieren. Darüber hin-
aus wird auch eine Laufzeit 30/5/10 Jahre angeboten. 
 
Soweit ein Darlehen bis 2 Mio. EUR bankmäßig nicht ausreichend abgesichert werden kann, ist 
eine 50%ige Haftungsfreistellung möglich. Alternativ kann beschränkt auf den Energiekredit Rege-
nerativ Plus bei nicht ausreichender Absicherung auch eine Bürgschaft der LfA bzw. der Bürg-
schaftsbank Bayern GmbH beantragt werden. Die Bepreisung der Darlehen erfolgt nach dem risi-
kogerechten Zinssystem. 
 
Den vom Freistaat Bayern mit Haushaltsmitteln zinsverbilligten Energiekredit Regenerativ und Ener-
giekredit Regenerativ Plus refinanzieren wir zinsgünstig aus dem KfW-Programm Erneuerbare Ener-
gien - Standard. Die Darlehenskonditionen geben wir mit gesondertem Rundschreiben zum Pro-
grammstart am 02.05.2022 bekannt. Zeitgleich wird für unsere Bankenpartner eine entsprechend ak-
tualisierte Übersicht über die Gesamtmargen in unserem Bankenportal unter www.lfa.de zum Abruf 
bereit stehen. Die Hausbankmargen des Energiekredits Regenerativ und Energiekredits Regenerativ 
Plus entsprechen denjenigen des Energiekredits Gebäude (EG8). 
 
Anträge für den neuen Energiekredit Regenerativ und Energiekredit Regenerativ Plus können bei der 
LfA ab dem 02.05.2022 eingereicht werden. 
 
Weitere Details können dem beigefügten Merkblatt „Energiekredit Regenerativ“ und „Energiekredit 
Regenerativ Plus“ entnommen werden. Zusätzlich erhalten Sie die entsprechend angepassten Merk-
blätter „Beihilferechtlich relevante Bestimmungen und Definitionen“, „Antragsunterlagen“, Haftungs-
freistellung „HaftungPlus“ sowie „Kreditnehmerinformation zum Risikogerechten Zinssystem“. 
 
Da ab dem 01.05.2022 im Infrakredit Kommunal bei Gebäudeinvestition technische Mindeststandards 
einzuhalten sind, ist das Merkblatt „Infrakredit Kommunal“ mit den entsprechenden Spezifizierungen 
ebenfalls beigefügt. Alle Änderungen in den Merkblättern sind durch Randstriche gekennzeichnet. 
 
Für Fragen zu den öffentlichen Finanzierungshilfen und für die Anforderung von Informationsmaterial 
stehen Ihnen die Mitarbeiter/-innen unserer Förderberatung telefonisch unter 089 / 21 24 - 10 00 oder 
per E-Mail unter info@lfa.de, montags bis donnerstags von 8 Uhr bis 18 Uhr sowie freitags von 8 Uhr 
bis 15 Uhr, zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
LfA Förderbank Bayern 
 
 
Anlagen 

http://www.lfa.de/


   
 
 

Merkblatt „Energiekredit Regenerativ“ (ER5)  
                   und „Energiekredit Regenerativ Plus“ (ER6) 
(Vergabegrundsätze entsprechend Antragsvordruck 100 Tz. 9.6 Bestätigungen)  
Der Energiekredit Regenerativ und der Energiekredit Regenerativ Plus werden aus Haushaltsmitteln des Freistaats Bayern 
zinsverbilligt und zinsgünstig aus dem KfW-Programm Erneuerbare Energien „Standard“ refinanziert. 
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1 Kreditnehmerkreis 

Antragsberechtigt sind Unternehmen der gewerbli-
chen Wirtschaft und Angehörige der Freien Berufe, 
soweit der Jahresumsatz (Konzernumsatz) dieser 
Unternehmen bzw. Freiberufler 500 Mio. EUR nicht 
übersteigt.  

Darüber hinaus sind Genossenschaften (z. B. Bürge-
renergiegenossenschaften), erwerbswirtschaftlich 
ausgerichtete Vereine sowie rechtsfähige Stiftungen 
antragsberechtigt. 

Nicht antragsberechtigt sind 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die sich vor-
sätzlich oder grob fahrlässig über Umweltvorschrif-
ten hinweggesetzt und dabei Umweltschäden ver-
ursacht haben, 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die einer 
früheren Beihilferückforderungsanordnung der EU 
nicht nachgekommen sind, 

• Unternehmen, wenn mehr als 50 % ihres Kapitals 
oder ihrer Stimmrechte direkt oder indirekt von einer 
oder mehreren öffentlichen Stellen oder Körper-
schaften des öffentlichen Rechts einzeln oder ge-
meinsam kontrolliert werden, 

• sofern die Beihilfe nach der Allgemeinen Gruppen-
freistellungsverordnung beantragt wird, Unterneh-
men oder freiberuflich Tätige in Schwierigkeiten 
nach EU-Definition (siehe Merkblatt „Beihilferecht-
lich relevante Bestimmungen und Definitionen“, 
Tz. 7) und 

• sofern die Beihilfe nach der De-Minimis-Verord-
nung bzw. der beihilfefreie Energiekredit Regenera-
tiv (ER5) beantragt wird, Unternehmen, die sich in 
einem Insolvenzverfahren befinden oder die im 
deutschen Recht vorgesehenen Voraussetzungen 
für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf An-
trag ihrer Gläubiger erfüllen. 
 

2 Verwendungszweck 

Gefördert werden Investitionsmaßnahmen (ein-
schließlich Modernisierungsmaßnahmen) zur Strom- 
oder Wärme-/Kälteerzeugung auf Basis von regene-
rativen Energien, Speichersysteme für Strom aus re-
generativen Energien und Wärme-/Kältespeicher, 
die aus regenerativen Energien gespeist werden.  

Wärme-/Kältespeicher können beispielhaft auch als 
Bauteilspeicher (thermische Bauteilaktivierung) und 
Latentwärmespeicher (Phasenwechsel-Speicher) 
ausgeführt sein. 

Gefördert werden außerdem Investitionsmaßnah-
men zur Flexibilisierung von Stromnachfrage und -
angebot, wie betriebliches/überbetriebliches Lastma-
nagement, um flexible Lasten für das Stromversor-
gungssystem nutzbar zu machen, sowie zur Digitali-
sierung der Energiewende mit dem Ziel der system-
verträglichen Integration von erneuerbaren Energien 
in das Energiesystem, auch als singuläre Maßnahme 
oder Nachrüstung.

Vorhaben, die eine Förderung nach dem „Erneuer-
bare-Energien-Gesetz (EEG)“ bzw. dem „Kraft-
Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG)“ erhalten, können 
ausschließlich im beihilfefreien Energiekredit Rege-
nerativ (ER5) gefördert werden. Vorhaben ohne 
EEG- / KWKG-Förderung sind im Energiekredit Re-
generativ Plus (ER6) förderfähig.  

Maßnahmen zur Stromerzeugung müssen die tech-
nischen Anforderungen des EEG erfüllen. 

Förderfähig sind alle aktivierbaren Investitionen, die in 
unmittelbarer Verbindung mit der angestrebten Inves-
tition in regenerative Energien stehen. Dazu zählen 
auch Aufwendungen für die Planungs- und Umset-
zungsbegleitung, der Erwerb gebrauchter Wirtschafts-
güter sowie Eigenleistungen, soweit diese aktivierbar 
sind.  

Es gelten folgende Ausschlüsse: 

• Grundstückskosten 

• Betriebs-, Finanzierungs- und Unterhaltskosten 

• gebrauchte Wirtschaftsgüter, die bereits durch 
staatliche Förderdarlehen finanziert worden sind 
und diese zum Zeitpunkt der Antragstellung noch 
nicht vollständig zurückgezahlt sind 

• Anlagen zu Erzeugung von Strom aus Wasserkraft 
mit einer Leistung von mehr als 20 MW 

• Anlagen zur ausschließlichen Wärmeerzeugung 
aus Biomasse von mehr als 2 MW 

Darüber hinaus sind die Ausschlusskriterien des 
Merkblatts „Nachhaltigkeitsgrundsätze für Pro-
grammkredite der LfA Förderbank Bayern“ zu beach-
ten. 

 

3 Darlehensbedingungen 

3.1 Konditionen 

Der Zinssatz für die Darlehen wird zwischen Haus-
bank und Endkreditnehmer in Abhängigkeit von Bo-
nität und Besicherung - innerhalb vorgegebener 
Grenzen - individuell vereinbart (siehe Merkblatt 
„Kreditnehmerinformation zum risikogerechten 
Zinssystem“). 

Die risikoabhängigen Zinsobergrenzen, Angaben zu 
Darlehenslaufzeiten und zum Auszahlungssatz kön-
nen unserer aktuellen Übersicht der Darlehenskon-
ditionen entnommen werden. Die darin genannten 
Standardlaufzeiten sind frei wählbar; sie sollen sich 
an der betriebsgewöhnlichen Nutzung orientieren. 

Abweichend von den Standardlaufzeiten können 
verkürzte Gesamtlaufzeiten (ganzjährig, mindes-
tens 3 Jahre) und Tilgungsfreijahre (mindestens 
1 Freijahr) beantragt werden. 

Soweit sachlich begründet, besteht die Möglichkeit, 
das Vorhaben in mehrere Darlehen aufzuteilen 
(z. B. differenziert nach unterschiedlichen Laufzei-
ten oder mit und ohne Haftungsfreistellung „Haf-
tungPlus“).
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Es gelten die Konditionen des Zusagedatums der 
LfA. Die Hausbank wird den Endkreditnehmer über 
die Zusage der LfA entsprechend unterrichten und 
die Konditionen vereinbaren. 

Für nicht abgerufene Darlehensbeträge wird nach 
Ablauf eines bereitstellungsprovisionsfreien Zeit-
raums von 12 Monaten (gerechnet vom Tage der 
Darlehenszusage der LfA an) bis zum vollständigen 
Abruf oder einem Verzicht auf das Darlehen, spä-
testens bis zum Ablauf der Abruffrist des Darlehens 
(ein Monat vor Tilgungsbeginn) eine Bereitstel-
lungsprovision von 2 % p. a. berechnet. Bei verbürg-
ten Darlehen beträgt die Abruffrist 6 Monate nach 
Darlehenszusage der LfA.  

Termine für Zins, Tilgung und ggf. Bereitstellungs-
provision sind der 31.03., 30.06., 30.09. und 30.12. 

Eine vollständige oder teilweise vorzeitige außer-
planmäßige Tilgung des ausstehenden Kreditbetra-
ges kann gegen Zahlung einer Vorfälligkeitsentschä-
digung erfolgen. 

3.2 Finanzierungshöhe 

Der Darlehenshöchstbetrag beläuft sich auf 
10 Mio. EUR je Vorhaben. Es können Vorhaben mit 
förderfähigen Kosten ab 25.000 EUR gefördert 
werden. 

Der Finanzierungsanteil des Darlehens beträgt bis zu 
100 %. 

4 Weitere Bewilligungsgrundsätze 

4.1 Richtlinien 

Für die Gewährung des Energiekredits Regenerativ 
und des Energiekredit Regenerativ Plus gelten die 
vom Bayerischen Wirtschaftsministerium bekannt 
gemachten Richtlinien für Darlehen an mittelständi-
sche Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft und 
freiberuflich Tätige zur Förderung von Maßnahmen 
der Energieeinsparung und der Nutzung erneuerba-
rer Energien (Bayerisches Energiekreditprogramm) 
in der jeweils gültigen Fassung. 

4.2 Beihilferechtliche Grundlage 

Der Energiekredit Regenerativ (ER5) wird zu beihil-
fefreien Zinsen oberhalb des EU-Referenzzinssatzes 
angeboten. 

Der Energiekredit Regenerativ Plus (ER6) wird 
grundsätzlich als KMU-Investitionsbeihilfe gemäß 
Art. 17 der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverord-
nung (Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommis-
sion vom 17.06.2014, veröffentlicht im Amtsblatt der 
EU Nr. L 187/1 vom 26.06.2014), in der Fassung der 
Verordnung (EU) Nr. 2021/1237 vom 23.07.2021 
(veröffentlicht im Amtsblatt der EU Nr. L 270/39 vom 
29.07.2021), vergeben. 

Sofern die entsprechenden beihilferechtlichen Krite-
rien eingehalten werden, kann der Energiekredit Re-
generativ Plus (ER6) alternativ auf Grundlage der 
De-minimis-Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 vom 
18.12.2013, veröffentlicht im Amtsblatt der EU Nr. L 
352/1 vom 24.12.2013, in der Fassung der Verord-
nung (EU) Nr. 2020/972 vom 02.07.2020 (veröffent-
licht im Amtsblatt der EU Nr. L 215/3 vom 
07.07.2020), beantragt werden. Sofern es sich beim 
Antragsteller nicht um ein KMU gemäß EU-Definition 
handelt, ist die Förderung im Energiekredit Regene-
rativ Plus (ER6) ausschließlich auf Basis der De-mi-
nimis-VO möglich. 

Die „Beihilfewerte für Kredite der LfA“ können unter 
www.lfa.de der gleichnamigen Übersicht entnommen 

bzw. per Beihilferechner ermittelt werden. Diese Bei-
hilfewerte dienen der Orientierung in der Informa-
tions- und Beratungsphase und sind unverbindlich. 
Maßgeblich sind allein die Beihilfewerte, die die LfA 
zum Zeitpunkt der Kreditzusage zugrunde legt. 

Weiterführende Informationen enthält unser Merk-
blatt „Beihilferechtlich relevante Bestimmungen und 
Definitionen“. 

4.3 Betriebsaufspaltung im förderfähigen Sinne 

Bei der Betriebsaufspaltung ist das Eigentum an den 
Betriebsanlagen rechtlich von der Inhaberschaft des 
Betriebs getrennt. 

Unter dem Gesichtspunkt der wirtschaftlichen Einheit 
zwischen Besitz- und Betriebsgesellschaft können 
solche Vorhaben jedoch gefördert werden, wenn 

• auf beiden Seiten dieselben Personen zu mindes-
tens 50 % beteiligt oder 

• die auf beiden Seiten verschiedenen Personen 
Ehegatten oder 

• die auf beiden Seiten verschiedenen Personen El-
tern/Schwiegereltern und Kinder (sowie deren Ehe-
gatten) sind. 

Darlehensnehmer wird die investierende Besitzge-
sellschaft. Eine gesamtschuldnerische Mithaftung 
der Betriebsgesellschaft ist nicht erforderlich, wenn 
sich die Besitzgesellschaft vertraglich verpflichtet, die 
mit Hilfe des Darlehens angeschafften Wirtschaftsgü-
ter während der Laufzeit des Darlehens ausschließ-
lich an die Betriebsgesellschaft zu vermieten/ver-
pachten; zudem hat die Betriebsgesellschaft die Mit-
haftung für das Darlehen in Form einer Bürgschaft  
oder eines Schuldbeitritts zu übernehmen. 

Privatpersonen sind nicht antragsberechtigt. 

4.4 Contracting (Anlagencontracting) 

Investitionen im Rahmen von (Anlagen-)Contracting-
Konstruktionen sind förderfähig, sofern es sich nicht 
um reine Vermietungs- und Verpachtungstätigkeit 
handelt, sondern auch (Energie-) Dienstleistungen 
erbracht werden (z. B. Wartungsarbeiten). 

Die Investition muss im wirtschaftlichen Risiko des 
Contractors liegen. Der Contractor muss die Antrags-
voraussetzungen erfüllen und gleichzeitig Investor 
und Betreiber der Anlage sein. Auch der/die Contrac-
tingnehmer müssen die Antragsvoraussetzungen er-
füllen. Die Laufzeit des Contracting-Vertrags muss 
mindestens so lang sein, wie die Laufzeit des bean-
tragten Kredits. 

4.5 Vorbeginn 

Die Anträge sind vor Beginn des Vorhabens bei der 
Hausbank (Bank oder Sparkasse) zu stellen. Details 
zu den Voraussetzungen einer fristgerechten Antrag-
stellung siehe Tz. 13 des Merkblatts „Beihilferechtlich 
relevante Bestimmungen und Definitionen“. 

Die Vorhaben müssen soweit vorbereitet sein, dass 
sie nach Bewilligung der beantragten Mittel innerhalb 
eines Jahres begonnen werden können. 

4.6 Allgemeine Prosperitätsklausel 

Antragsteller, bei denen im Hinblick auf die Vermö-
gens- und Ertragslage oder die Höhe des Vorhabens 
die mögliche Finanzierungshilfe wirtschaftlich uner-
heblich ist, können nicht gefördert werden. 

4.7 Investitionsort 

Der Investitionsort muss auf dem Gebiet des Frei-
staates Bayern liegen. 
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5 Mehrfachförderung 

Soweit die maßgeblichen Beihilfehöchstwerte der EU 
nicht überschritten werden (siehe Merkblatt „Beihilfe-
rechtlich relevante Bestimmungen und Definitionen“ 
insbesondere Tzn. 5, 9 und 10), können der Energie-
kredit Regenerativ bzw. der Energiekredit Regenera-
tiv Plus (ER6) mit anderen öffentlichen Finanzie-
rungshilfen kombiniert werden.  

Vorhaben, die eine Förderung nach dem „Erneuer-
bare-Energien-Gesetz (EEG)“ bzw. dem „Kraft-
Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG)“ erhalten, können 
ausschließlich mit anderen öffentlichen Finanzie-
rungshilfen kombiniert werden, die – wie der Ener-
giekredit Regenerativ (ER5) – keine staatlichen Bei-
hilfen enthalten. 

Falls zum Energiekredit Regenerativ bzw. Energie-
kredit Regenerativ Plus auch Mittel aus dem KfW-
Programm Erneuerbare Energien – Standard – be-
antragt werden, ist der Energiekredit Regenerativ 
bzw. Energiekredit Regenerativ Plus auf den Förder-
höchstbetrag des KfW-Programms Erneuerbare 
Energien – Standard – anzurechnen. 

6 Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ 

Soweit ein Darlehen bis 2 Mio. EUR bankmäßig nicht 
ausreichend abgesichert werden kann, ist eine 
50%ige Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ (siehe 
entsprechendes Merkblatt) möglich. Abweichend von 
den befristet geltenden Corona-bedingen Erleichte-
rungen bei den übrigen Haftungsfreistellungen der 
LfA sind für den Energiekredit Regenerativ und Ener-
giekredit Regenerativ Plus die finanzierten Gegen-
stände sowie die persönliche Haftung von Gesell-
schaftern als Sicherheit obligatorisch heranzuziehen.  

Für den Energiekredit Regenerativ Plus (ER6) kann 
bei nicht ausreichender Absicherung alternativ bzw. 
bei Darlehen von über 2 Mio. EUR auch eine Bürg-
schaft der LfA bzw. der Bürgschaftsbank Bayern 
GmbH beantragt werden. 

Eine Darlehenssplittung in einen haftungsfreigestell-
ten Darlehensteil und einen verbürgten Darlehensteil 
ist nicht möglich. 

7 Antragsverfahren 

Anträge sind bei der Hausbank (Bank oder Spar-
kasse) einzureichen. Die Darlehen werden über die 
Hausbanken prinzipiell unter deren Eigenhaftung 
ausgereicht. Die Antragstellung erfolgt mit dem Vor-
druck 100. 

Bei Nutzung der Alternative zur Beantragung auf 
Grundlage der De-minimis-Verordnung (siehe Tz. 
4.2.) ist im Antrag unter Tz. 9.5 anzugeben „Beantra-
gung auf De-minimis-Basis“; darüber hinaus ist der 
Vordruck 120 (Erklärung zum Antrag auf Gewährung 
eines Darlehens/einer Bürgschaft bei De-minimis 
Beihilfen) einzureichen. 

Zusätzlich sind das Formblatt der KfW-Banken-
gruppe „Statistisches Beiblatt Investition allgemein“ 
und die „LfA-Anlage zum Antrag Energiekredit Rege-
nerativ und Energiekredit Plus“ (Vordruck 130; je-
weils abrufbar unter www.lfa.de; Service; Download; 
Anträge) beizufügen. Alternativ zum Vordruck 130 
kann auch ein vom Antragsteller unterschriebener 
Ausdruck der gBzA der KfW Erneuerbare Energien 
Standard eingereicht werden.

Wird gleichzeitig eine Haftungsfreistellung „Haftung-
Plus“ (oder eine Bürgschaft) beantragt, können die 
zusätzlich erforderlichen Antragsvordrucke und Un-
terlagen dem Merkblatt „Antragsunterlagen“ entnom-
men werden. Den Hausbanken steht bei Anträgen, 
die üblicherweise per Post an die LfA gesendet wer-
den, die Möglichkeit offen, diese von ihr und dem An-
tragsteller unterzeichneten Unterlagen auch in elekt-
ronischer Form (Fax oder PDF-Scan per E-Mail) bei 
der LfA einzureichen. Voraussetzung hierfür ist, dass 
die Hausbank wirksame Willenserklärungen per 
Fax/PDF-Scan abgibt. Reicht die Hausbank die An-
tragsunterlagen per Fax/PDF-Scan per E-Mail bei 
der LfA ein, sichert sie damit konkludent zu, dass 
eine rechtsverbindliche Zeichnung der Hausbank be-
reits dann vorliegt, wenn sie ihre Erklärungen und 
Bestätigungen auch per Fax bzw. PDF-Scan per E-
Mail übermittelt und dass das an die LfA übermittelte 
Fax bzw. der übermittelte Scan bildlich und inhaltlich 
dem Original entspricht. Die Übermittlung per E-Mail 
muss durch eine geeignete Verschlüsselung vor dem 
Zugriff Dritter geschützt werden. Liegen die Voraus-
setzungen für eine elektronische Archivierung der 
Antragsunterlagen nicht vor oder macht die Haus-
bank davon keinen Gebrauch, so ist der Originalan-
trag in Papierform bei der Hausbank aufzubewahren. 
Die Antragstellung im ICOM-Verfahren erfolgt weiter-
hin über eine definierte elektronische Schnittstelle. 

Die LfA gestattet aus förderrechtlicher Sicht der 
Hausbank, für die Antragsunterlagen auf die Aufbe-
wahrung von Originalunterlagen zu verzichten und 
stattdessen die Originaldokumente durch elektroni-
sche Archivierung aufzubewahren. Voraussetzung 
für die Möglichkeit der elektronischen Archivierung 
anstelle der papierhaften Aufbewahrung von origina-
len Antragsunterlagen ist, dass die Hausbank das-
selbe Verfahren und dieselbe Sorgfalt wie bei der Ar-
chivierung ihrer eigenen Unterlagen anwendet, die 
Archivierungsvorgaben analog §§ 257 HGB, 147 AO 
und die Grundsätze der ordnungsmäßigen Buchfüh-
rung einhält und die Hausbank sicherstellt, dass die 
digitalen Dokumente 

• bildlich und inhaltlich mit dem Original in Papier-
form übereinstimmen, wenn sie lesbar gemacht 
werden, 

• während der Dauer der Aufbewahrungsfrist jeder-
zeit verfügbar sind, unverzüglich lesbar gemacht 
und maschinell ausgewertet werden können, 

• fälschungssicher sind und keine Angaben weg-
gelassen, hinzugefügt oder anders dargestellt 
werden können. 

Darüber hinaus hat die Hausbank zu prüfen, ob und 
inwiefern gesetzliche Schriftformerfordernisse beste-
hen oder weitergehende rechtliche Vorschriften zur 
Aufbewahrung bestimmter Originaldokumente einzu-
halten sind und deren Einhaltung sicherzustellen. 
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1 Begriff 

Als „Beihilfen“ (Subventionen) gelten vereinfachend 
öffentliche Zuwendungen, die dem Begünstigten ei-
nen wirtschaftlichen Vorteil verschaffen. Beispiele 
sind zinsverbilligte Darlehen, Zuschüsse, Bürgschaf-
ten, Garantien oder Beteiligungen. Beihilfen an Unter-
nehmen sind nach dem Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV) nur mit dem gemein-
samen Markt vereinbar, soweit sie sich nicht negativ 
auf den innergemeinschaftlichen Wettbewerb auswir-
ken. 

In Beihilferegelungen, beispielsweise sog. Gruppen-
freistellungsverordnungen, hat die Europäische Kom-
mission festgelegt, unter welchen Bedingungen und 
in welchem Umfang Fördermaßnahmen statthaft 
sind. Zulässig sind zudem Finanzierungshilfen, die 
aufgrund ihrer am Markt ausgerichteten Konditionen 
beihilfefrei sind. 

2 Kriterien der beihilferechtlichen Einordnung 

In den Programmmerkblättern der LfA Förderbank 
Bayern (LfA) ist geregelt, unter welchen Vorausset-
zungen eine Förderung möglich ist. Beihilferechtlich 
entscheidend ist dabei u. a., 

• ob der Antragsteller als kleines, mittleres oder gro-
ßes Unternehmen im Sinne der EU einzuordnen 
ist (siehe Tz. 6) und 

• ob er als wirtschaftlich gesundes Unternehmen o-
der Unternehmen in Schwierigkeiten nach EU-
beihilferechtlicher Definition zu klassifizieren ist 
(siehe Tz. 7). 

Darüber hinaus sind zu beachten: 

• der Verwendungszweck, z. B. materielle oder im-
materielle Investitionen, Betriebsmittelfinanzie-
rung, etc. (siehe jeweilige Programmmerkblätter) 
und  

• die Branche des antragstellenden Unternehmens, 
da für Beihilfen zugunsten von Unternehmen be-
stimmter Wirtschaftszweige Sonderbestimmun-
gen (siehe Tz. 8) gelten. 

3 Beihilferegelungen 

Auf welcher beihilferechtlichen Grundlage die LfA 
Beihilfen gewährt, ergibt sich aus den jeweiligen Pro-
grammmerkblättern. Dieses Merkblatt listet die für die 
LfA relevanten beihilferechtlichen Grundlagen auf 
und skizziert deren Bedingungen. Zu unterscheiden 
sind zinsverbilligte Darlehen bzw. Bürgschaften auf 
Basis 

• von Artikel 17 der Allgemeinen Gruppenfreistel-
lungsverordnung (AGVO) für kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU; siehe Tz. 9), 

• der De-minimis-Verordnung (siehe Tz. 10), 

• der Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Rettung 
und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unterneh-
men in Schwierigkeiten (siehe Tz. 11.1) sowie 

• des Befristeten Rahmens („temporary frame-
work“) für staatliche Beihilfen zur Stützung der 
Wirtschaft angesichts des derzeitigen Ausbruchs 
von COVID-19 (siehe Tz. 11.2). 

4 Beihilfewert 

Unter dem „Beihilfewert“ versteht man den Vorteil, 
den ein Unternehmen aus einer Beihilfe (Förderung) 
zieht. 

Wird dieser ins Verhältnis zu den förderfähigen Kos-
ten gesetzt, ergibt sich die sog. „Beihilfeintensität“ in 
Prozent. 

Bei Zuschüssen stellt die Höhe des Zuschusses den 
Beihilfewert dar. 

Bei zinsverbilligten Darlehen wird der Beihilfewert als 
Zinsvorteil festgelegt, der sich aus der Differenz zwi-
schen Effektivzinssatz des Förderdarlehens und ei-
nem Normalzinssatz (sog. Referenzzinssatz) finanz-
mathematisch errechnet. Der Referenzzinssatz wird 
nach einem speziellen, durch die EU-Kommission 
festgelegten Verfahren ermittelt. 

Die „Beihilfewerte für Kredite der LfA“ können unter 
www.lfa.de der gleichnamigen Übersicht entnommen 
bzw. per Beihilferechner ermittelt werden. Die Beihil-
fewerte dienen der Orientierung in der Informations- 
und Beratungsphase und sind unverbindlich. Maß-
geblich sind allein die Beihilfewerte, die die LfA zum 
Zeitpunkt der Kreditzusage zugrunde legt. 

5 Beihilfehöchstwert 

Die EU-Beihilferegelungen bestimmen, bis zu wel-
cher maximalen Höhe Beihilfen gewährt werden dür-
fen. Dabei gelten verschiedene relative (maximale 
Beihilfeintensität) oder absolute Beihilfehöchstwerte. 

Alle für dasselbe Vorhaben gewährten Beihilfen müs-
sen addiert („kumuliert“) werden. Dabei sind die Ku-
mulierungsregeln gemäß Art. 8 der AGVO zu beach-
ten; sofern Beihilfen für dieselben förderfähigen Kos-
ten auf Grundlage der AGVO mit weiteren AGVO-
Beihilfen, Beihilfen nach anderen Beihilferegelungen 
bzw. der De-minimis-Verordnung kumuliert werden, 
gilt demnach – soweit der Kumulierung nicht pro-
grammspezifische oder beihilferechtliche Bestim-
mungen entgegenstehen – immer die/der höchste 
nach der AGVO geltende Beihilfeintensität/Beihilfebe-
trag. 

Beihilfehöchstwerte von Beihilferegelungen, die nicht 
als Grundlage für Produkte der LfA dienen, sind im 
Einzelfall bei dem jeweiligen Fördermittelgeber zu er-
fragen. 

6 KMU-Kriterium 

6.1 Definition 

Bestimmte Beihilfen dürfen nur zugunsten sog. KMU 
(kleine und mittlere Unternehmen) gewährt werden. 
Die Einstufung als kleines bzw. mittleres Unterneh-
men spielt zudem oft bei den zulässigen Beihilfe-
höchstwerten (siehe auch Tz. 5) eine Rolle. 

In der Empfehlung der Kommission 2003/361/EG 
vom 06.05.2003 betreffend die Definition der Kleinst-
unternehmen sowie der kleinen und mittleren Unter-
nehmen (Amtsblatt der EU Nr. L 124/36 vom 
20.05.2003) werden kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) als Unternehmen definiert, die  
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• weniger als 250 Personen beschäftigen 

• und 

- einen Jahresumsatz von höchstens 
50 Mio. EUR oder 

- eine Jahresbilanzsumme von höchstens 
43 Mio. EUR haben. 

Kleine Unternehmen sind Unternehmen, die 

• weniger als 50 Personen beschäftigen 

• und 

- einen Jahresumsatz von höchstens 
10 Mio. EUR oder 

- eine Jahresbilanzsumme von höchstens 
10 Mio. EUR haben. 

6.2 Erläuterungen 

Die Angaben zur Berechnung der Schwellenwerte 
(Mitarbeiterzahl, Umsatz, Bilanzsumme) beziehen 
sich auf den letzten durchgeführten Jahresabschluss 
und werden auf Jahresbasis berechnet. Sie werden 
vom Stichtag des Jahresabschlusses an berücksich-
tigt. 

Bei einem neu gegründeten Unternehmen, das noch 
keinen Abschluss für einen vollständigen Rechnungs-
zeitraum vorlegen kann, werden die Schwellenwerte 
im laufenden Geschäftsjahr nach Treu und Glauben 
geschätzt. 

Ein Unternehmen erwirbt bzw. verliert den KMU-Sta-
tus erst dann, wenn es in zwei aufeinander folgenden 
Geschäftsjahren die genannten Schwellenwerte un-
ter- bzw. überschreitet. Beruht die Unter-/Überschrei-
tung der Schwellenwerte jedoch auf einer Änderung 
der gesellschaftlichen Eigentumsverhältnisse durch 
Verkauf oder Erwerb von Kapitalanteilen am Antrag 
stellenden Unternehmen bzw. im Unternehmensver-
bund (verbundene Unternehmen und/ oder Partner-
unternehmen, siehe unten), so tritt der Erwerb bzw. 
Verlust des KMU-Status unmittelbar ein. In diesen 
Fällen sind die aktuellen Beteiligungsverhältnisse 
heranzuziehen. 

Ein Unternehmen ist grundsätzlich kein KMU, wenn 
25 % oder mehr seines Kapitals oder seiner Stimm-
rechte direkt oder indirekt von einer oder mehreren 
öffentlichen Stellen oder Körperschaften des öffentli-
chen Rechts einzeln oder gemeinsam kontrolliert wer-
den. 

Die Mitarbeiterzahl entspricht der Zahl der Jahresar-
beitseinheiten (JAE), d. h. der Anzahl der während ei-
nes Jahres beschäftigten Vollzeitarbeitnehmer. Teil-
zeitbeschäftigte und Saisonarbeiter werden nur ent-
sprechend ihres Anteils an den JAE berücksichtigt. 
Die Zeiten des Mutterschutzes bzw. der Elternzeit 
werden nicht mitgerechnet. Auszubildende sind nicht 
zu berücksichtigen. 

Für die Berechnung der Schwellenwerte gilt ein diffe-
renziertes Berechnungsmodell je nach Unterneh-
menstyp. Nach der zunehmenden Verflechtung des 
Unternehmens mit anderen Unternehmen unterschei-
det man: 

• eigenständige Unternehmen, 

• Partnerunternehmen und 

• verbundene Unternehmen. 

6.3 Eigenständige Unternehmen 

Um ein eigenständiges Unternehmen handelt es sich 
insbesondere, wenn keine Verflechtungen mit ande-
ren Unternehmen vorliegen. Es darf auch kein Ver-
bund mit anderen Unternehmen über eine natürliche 

Person oder eine gemeinsam handelnde Gruppe na-
türlicher Personen bestehen, sofern diese Unterneh-
men ganz oder teilweise in demselben Markt oder in 
benachbarten Märkten tätig sind. 

Bei einem eigenständigen Unternehmen werden die 
Mitarbeiterzahl, Umsatz und Bilanzsumme aus-
schließlich auf der Grundlage der Daten dieses Un-
ternehmens berechnet. In diesem Fall ist es ausrei-
chend, dass die Angaben zu Mitarbeiterzahl, Umsatz 
und Bilanzsumme in Form einer vom Antragsteller un-
terschriebenen Selbsterklärung (z. B. mittels Vor-
druck 241) in den Kreditakten bei der Hausbank do-
kumentiert sind. 

6.4 Partnerunternehmen bzw. verbundene Unternehmen 

Hat ein Unternehmen vor- oder nachgeschaltete Part-
nerunternehmen oder verbundene Unternehmen, so 
ist es erforderlich, dass der Antragsteller den KMU-
Berechnungsbogen anhand der im „Informationsblatt 
Allgemeine Erläuterungen zur Definition der Klein-
stunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unter-
nehmen (KMU)“ gegebenen Erläuterungen ausfüllt. 
Der ausgefüllte Berechnungsbogen sowie die daraus 
resultierenden Angaben zu Mitarbeiterzahl, Umsatz 
und Bilanzsumme müssen in Form einer vom Antrag-
steller unterschriebenen Selbsterklärung in den Kre-
ditakten bei der Hausbank dokumentiert sein. 

Zur detaillierten Definition der eigenständigen Unter-
nehmen, Partnerunternehmen und verbundenen Un-
ternehmen sowie zur Berechnung der Schwellen-
werte bei Partnerunternehmen und verbundenen Un-
ternehmen wird auf das Informationsblatt zur KMU-
Definition verwiesen. 

7 Unternehmen in Schwierigkeiten 

Im Hinblick auf die Förderfähigkeit und den beizumes-
senden Beihilfewert ist es i. d. R. von Bedeutung, ob 
es sich um ein gesundes Unternehmen oder um ein 
Unternehmen in Schwierigkeiten nach Definition der 
Europäischen Union handelt. 

7.1 Definition 

Ein Unternehmen gilt nach den Leitlinien der Kommis-
sion für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstruk-
turierung nichtfinanzieller Unternehmen in Schwierig-
keiten (Amtsblatt der EU Nr. C 249/1 vom 31.07.2014) 
dann als Unternehmen in Schwierigkeiten, wenn es 
auf kurze oder mittlere Sicht so gut wie sicher zur Ein-
stellung seiner Geschäftstätigkeiten gezwungen sein 
wird, wenn der Staat nicht eingreift. 

7.2 Kriterien 

Im beihilferechtlichen Sinne befindet sich ein Unter-
nehmen in Schwierigkeiten, wenn mindestens eine 
der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist – vgl. Leitli-
nien für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstruk-
turierung nichtfinanzieller Unternehmen in Schwierig-
keiten (siehe Tz. 7.1) bzw. Art. 2 Ziffer 18 der AGVO 
(siehe Tzn. 3 und 9): 

• Bei Kapitalgesellschaften ist mehr als die Hälfte 
des Grund-/Stammkapitals infolge aufgelaufener 
Verluste verlorengegangen. Dies gilt nicht für 
KMU, die noch keine drei Jahre bestehen. Der Be-
griff „Stammkapital“ umfasst ggf. alle Agios. 

• Bei Personengesellschaften ist mehr als die Hälfte 
der in den Geschäftsbüchern ausgewiesenen Ei-
genmittel infolge aufgelaufener Verluste verloren-
gegangen. Dies gilt nicht für KMU, die noch keine 
drei Jahre bestehen. 
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• Das Unternehmen ist Gegenstand eines Insol-
venzverfahrens oder erfüllt die im innerstaatlichen 
Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die Er-
öffnung eines Insolvenzverfahrens auf Antrag sei-
ner Gläubiger. 

Bei Einzelunternehmen ist diesbezüglich nur das 
Kriterium Zahlungsunfähigkeit relevant. 

• Das Unternehmen hat eine Rettungsbeihilfe 
(siehe Tz. 11) erhalten und der Kredit wurde noch 
nicht zurückgezahlt oder die Bürgschaft ist noch 
nicht erloschen bzw. das Unternehmen hat eine 
Umstrukturierungsbeihilfe (siehe Tz. 11) erhalten 
und unterliegt immer noch einem Umstrukturie-
rungsplan. 

• Im Falle von Unternehmen, die die KMU-Kriterien 
(siehe Tz. 6) nicht erfüllen: In den vergangenen 
beiden Jahren lag 

− der buchwertbasierte Verschuldungsgrad des 
Unternehmens über 7,5 und 

− das Verhältnis des EBITDA zu den Zinsauf-
wendungen des Unternehmens unter 1,0. 

7.3 Neu gegründete Unternehmen 

Ein Unternehmen gilt grundsätzlich in den ersten drei 
Jahren nach Aufnahme der Geschäftstätigkeit als neu 
gegründet. 

Die Gewährung von Rettungs- oder Umstrukturie-
rungsbeihilfen an neu gegründete Unternehmen ist 
unabhängig von deren Größenklasse oder Finanzsi-
tuation ausgeschlossen, und zwar auch dann, wenn 
ihre anfängliche Finanzsituation prekär ist. Dies gilt 
insbesondere für neue Unternehmen, die aus der Ab-
wicklung oder der Übernahme der Vermögenswerte 
eines anderen Unternehmens hervorgegangenen 
sind. 

KMU werden in den ersten drei Jahren ihres Beste-
hens grundsätzlich nur dann als Unternehmen in 
Schwierigkeiten betrachtet, wenn sie Gegenstand ei-
nes Insolvenzverfahrens sind oder die im innerstaat-
lichen Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf Antrag ihrer 
Gläubiger erfüllen. 

Für die Zwecke der Bürgschaftsmitteilung (Mitteilung 
der Kommission über die Anwendung der Artikel 87 
und 88 des EG-Vertrags auf staatliche Beihilfen in 
Form von Haftungsverpflichtungen und Bürgschaften; 
veröffentlicht im Amtsblatt der EU Nr. C 155/10 vom 
20.06.2008, geändert durch Berichtigung der Mittei-
lung im Amtsblatt der EU Nr. C 244/32 vom 
25.09.2008) wird für KMU, die vor weniger als drei 
Jahren gegründet wurden, nicht davon ausgegangen, 
dass sie sich in Schwierigkeiten befinden. 

8 Branchenspezifische Förderbeschränkungen 

Sofern für einzelne Wirtschaftszweige spezielle Best-
immungen der EU für staatliche Beihilfen gelten, sind 
diese Sondervorschriften vorrangig zu beachten. 

In Abhängigkeit von der zugrunde liegenden EU-
Beihilferegelung sind Förderbeschränkungen in der 
Praxis vor allem für Unternehmen, die im gewerbli-
chen Straßengüterverkehr tätig sind, und im Agrarbe-
reich (insbesondere Förderbeschränkungen hinsicht-
lich der Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeug-
nisse gemäß Anhang I AEUV) von Bedeutung. 

9 Investitionsbeihilfen für KMU gemäß der Allge-
meinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) 

Investitionsbeihilfen für KMU (KMU-Investitionsbei-
hilfen) sind zulässig auf Basis von Art. 17 der AGVO 
(Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 
17.06.2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit be-
stimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt 
in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union; Amts-
blatt der EU Nr. L 187/1 vom 26.06.2014) in der Fas-
sung der Verordnung (EU) Nr. 2021/1237 vom 
23.07.2021 (Amtsblatt der EU Nr. L 270/39 vom 
29.07.2021). 

Als KMU-Investitionsbeihilfen sind Investitionen in 
materielle und/oder immaterielle Vermögenswerte zur 
Errichtung einer neuen bzw. Erweiterung einer beste-
henden Betriebsstätte, zur Diversifizierung der Pro-
duktion einer Betriebsstätte durch neue, zusätzliche 
Produkte oder zu einer grundlegenden Änderung des 
gesamten Produktionsprozesses einer bestehenden 
Betriebsstätte förderfähig. 

Immaterielle Vermögenswerte sind nur förderfähig, 
wenn sie in der Betriebsstätte genutzt werden, die die 
Beihilfe erhält. Sie müssen abschreibungsfähig sein, 
von Dritten, die in keiner Beziehung zum Käufer ste-
hen zu Marktbedingungen erworben und mindestens 
drei Jahre in der Bilanz aktiviert werden. 

Der Erwerb von Vermögenswerten einer Betriebs-
stätte ist nur unter restriktiven Bedingungen förderfä-
hig, d. h. sofern folgende Voraussetzungen erfüllt 
sind: 

• die Betriebsstätte wurde geschlossen oder wäre 
ohne diesen Erwerb geschlossen worden; 

• die Vermögenswerte werden von Dritten, die in 
keiner Beziehung zum Käufer stehen, erworben 
(gilt nicht bei der Übernahme eines kleinen Unter-
nehmens durch Familienmitglieder der ursprüngli-
chen Eigentümer oder durch ehemalige Beschäf-
tigte); 

• das Rechtsgeschäft erfolgt zu Marktbedingungen. 

Die alleinige Übernahme von Unternehmensanteilen 
gilt nicht als Investition. 

KMU-Investitionsbeihilfen sind nicht zulässig für Un-
ternehmen in Schwierigkeiten gemäß EU-Definition 
(siehe Tz. 7). 

Ebenfalls nicht zulässig sind gemäß Art. 1 Abs. 2 bis 
5 AGVO-Beihilfen für 

• Unternehmen, die einer früheren Beihilferückfor-
derungsanordnung der EU-Kommission nicht 
nachgekommen sind, 

• Beihilfen für Fischerei und Aquakultur, 

• Beihilfen für Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
Ausfuhren in Drittländer oder Mitgliedstaaten, ins-
besondere Beihilfen die unmittelbar mit den aus-
geführten Mengen, dem Aufbau oder dem Betrieb 
eines Vertriebsnetzes oder anderen laufenden 
Kosten in Verbindung mit der Ausfuhrtätigkeit zu-
sammenhängen, 

• Beihilfen, die davon abhängig gemacht werden, 
dass einheimische Waren Vorrang vor eingeführ-
ten Waren erhalten. 
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Die Beihilfeintensität darf bei KMU-Investitionsbei-
hilfen folgende Sätze nicht überschreiten: 

• für kleine Unternehmen 20 % und 

• für mittlere Unternehmen 10 % 

der beihilfefähigen Kosten. 

Zu beachten ist zudem der absolute Beihilfehöchst-
betrag von 7,5 Mio. EUR pro Unternehmen und In-
vestitionsvorhaben. 

KMU-Investitionsbeihilfen der LfA sind: 

• Investivkredit 

• Energiekredit 

• Energiekredit Plus 

• Energiekredit Gebäude 

• Energiekredit Regenerativ Plus 

• Ökokredit 

• Bürgschaften für mittelständische Unternehmen in 
bestimmten Konstellationen (siehe Merkblatt 
„Bürgschaften der LfA – Bewilligungsgrundsätze“). 

Für die genannten Darlehensprodukte kann alternativ 
eine Ausreichung auf Grundlage der De-minimis-Ver-
ordnung (siehe Tz. 10) beantragt werden, sofern die 
diesbezüglichen Kriterien eingehalten werden. 

10 De-minimis-Beihilfen 

Eine Beihilfe muss nicht notifiziert und genehmigt 
werden und kann auf Grundlage der Verordnung (EU) 
Nr. 1407/2013 vom 18.12.2013 (Amtsblatt der EU Nr. 
L 352/1 vom 24.12.2013) in der Fassung der Verord-
nung (EU) Nr. 2020/972 vom 02.07.2020 (Amtsblatt 
der EU Nr. L 215/3 vom 07.07.2020) als sog. De-mi-
nimis-Beihilfe gewährt werden, wenn der Gesamtbe-
trag der beizulegenden Beihilfewerte (siehe Tz. 4), 
die „ein einziges Unternehmen“ im Sinne der De-mi-
nimis-Verordnung (das begünstigte Unternehmen 
und mit ihm relevant verbundene Unternehmen, De-
tails siehe unten) innerhalb von drei Kalenderjahren 
erhält, den absoluten Höchstbetrag (De-minimis-
Schwellenwert) von 200.000 EUR bzw. 100.000 EUR 
bei Unternehmen, die im gewerblichen Straßengüter-
verkehr tätig sind, nicht übersteigt. 

Bei jeder Neubewilligung einer De-minimis-Beihilfe ist 
die Gesamtsumme der im laufenden Kalenderjahr so-
wie in den vorangegangenen zwei Kalenderjahren 
gewährten De-minimis-Beihilfen für die Anrechnung 
auf den Höchstbetrag maßgeblich. 

Der Begriff „ein einziges Unternehmen“ bezieht für die 
Zwecke der De-minimis-Verordnung alle Unterneh-
men mit ein, die zueinander in mindestens einer der 
folgenden Beziehungen stehen: 

a) Ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimm-
rechte der Anteilseigner oder Gesellschafter eines 
anderen Unternehmens; 

 

b) ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der 
Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Auf-
sichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu 
bestellen oder abzuberufen; 

c) ein Unternehmen ist gemäß einem mit einem an-
deren Unternehmen geschlossenen Vertrag oder 
aufgrund einer Klausel in dessen Satzung berech-
tigt, einen beherrschenden Einfluss auf dieses 
Unternehmen auszuüben; 

d) ein Unternehmen, das Anteilseigner oder Gesell-
schafter eines anderen Unternehmens ist, übt ge-
mäß einer mit anderen Anteilseignern oder Ge-
sellschaftern dieses anderen Unternehmens ge-
troffenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle 

über die Mehrheit der Stimmrechte von dessen 
Anteilseignern oder Gesellschaftern aus. 

Auch Unternehmen, die über ein oder mehrere an-
dere Unternehmen zueinander in einer der vorge-
nannten Beziehungen stehen, werden als „ein einzi-
ges Unternehmen“ im Sinne der De-minimis-Verord-
nung betrachtet. 

Im Falle einer Fusion oder Übernahme müssen alle 
De-minimis-Beihilfen, die den beteiligten Unterneh-
men im laufenden Kalenderjahr sowie in den voran-
gegangenen zwei Kalenderjahren gewährt wurden, 
angegeben werden. 

Im Zuge von Unternehmensaufspaltungen werden 
die De-minimis-Beihilfen dem Unternehmen zuge-
rechnet, welches die Geschäftsbereiche übernimmt, 
für die die De-minimis-Beihilfen verwendet wurden. 
Ist dies nicht möglich, muss eine anteilige Aufteilung 
auf der Grundlage des Buchwerts des Eigenkapitals 
zum Zeitpunkt der tatsächlichen Aufspaltung erfol-
gen. 

De-minimis-Beihilfen sind i. d. R. den geförderten Un-
ternehmen zuzurechnen. Daher ist auch bei Antrag-
stellung durch eine natürliche Person die De-minimis-
Erklärung im Hinblick auf das begünstigte Unterneh-
men auszufüllen. So sind – auch im Falle des Erwerbs 
einer tätigen Beteiligung – die Vorförderungen des 
Unternehmens und mit ihm relevant verbundener Un-
ternehmen mit anzugeben. Aus demselben Grund 
sind im Falle einer gemeinschaftlichen Existenzgrün-
dung durch mehrere Antragsteller die parallel bean-
tragten Beträge aller Antragsteller für das begünstigte 
Unternehmen und mit ihm relevant verbundener Un-
ternehmen anzuführen. Um den beihilferechtlichen 
Vorgaben der EU-Kommission zu genügen, hat der 
Antragsteller ggf. die von der LfA zu erstellende De-
minimis-Bescheinigung, die die Höhe des gewährten 
De-minimis-Beihilfebetrags ausweist, auch gegen-
über dem begünstigten Unternehmen bekannt zu ma-
chen. 

Keine Antragsberechtigung besteht 

• für Unternehmen, die sich in einem Insolvenzver-
fahren befinden oder die im deutschen Recht vor-
gesehenen Voraussetzungen für die Eröffnung ei-
nes Insolvenzverfahrens auf Antrag ihrer Gläubi-
ger erfüllen; 

• für exportbezogene Tätigkeiten, d. h. wenn ein un-
mittelbarer Zusammenhang der Beihilfe mit den 
ausgeführten Mengen, der Errichtung und dem 
Betrieb eines Vertriebsnetzes oder den laufenden 
exportbezogenen Ausgaben besteht; 

• für Beihilfen, die davon abhängig sind, dass hei-
mische Waren Vorrang vor eingeführten Waren 
haben; 

• für den Erwerb von Fahrzeugen für den Straßen-
güterverkehr durch Unternehmen des gewerbli-
chen Straßengüterverkehrs. 

Für Unternehmen, die in der Fischerei und Aquakultur 
tätig sind, gelten gesonderte Förderbestimmungen. 

De-minimis-Beihilfen können grundsätzlich mit ande-
ren Beihilfen kombiniert werden, die der Empfänger 
aufgrund von der Kommission genehmigten bzw. frei-
gestellten Regelungen für dasselbe Vorhaben (die-
selben förderfähigen Kosten) erhält oder erhalten hat 
(z. B. Investivkredit, Regionalförderung, Ökokredit), , 
sofern der aus der Kombination resultierende Beihil-
fewert nicht die Beihilfeobergrenze übersteigt, die für 
die freigestellte bzw. genehmigte Regelung festgelegt 
wurde. 
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Weiterhin besteht eine Kumulierungspflicht o. g. De-
minimis-Beihilfen mit nach den gesonderten Verord-
nungen für den Agrarsektor (Primärerzeugung land-
wirtschaftlicher Erzeugnisse) und den Fischereisektor 
gewährten De-minimis-Beihilfen sowie De-minimis-
Beihilfen an Unternehmen, die Dienstleistungen von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erbrin-
gen („DAWI-De-minimis-Beihilfen“). 

Bei Kombination mit DAWI-De-minimis-Beihilfen dür-
fen innerhalb von drei Kalenderjahren die gewährten 
sonstigen De-minimis-Beihilfen und DAWI-De-mini-
mis-Beihilfen den Gesamtbetrag von 500.000 EUR 
nicht übersteigen. 

De-minimis-Produkte der LfA sind: 

• Startkredit 

• Universalkredit 

• Innovationskredit 4.0 

• Akutkredit 

• Bürgschaften der LfA in bestimmten Konstellatio-
nen (siehe Merkblatt „Bürgschaften der LfA – Be-
willigungsgrundsätze“). 

Der Startkredit und der Innovationskredit 4.0 können 
alternativ als KMU-Investitionsbeihilfe gemäß AGVO 
(siehe Tz. 9) beantragt werden, sofern die entspre-
chenden beihilferechtlichen Vorgaben eingehalten 
werden. 

11 Beihilfen für Unternehmen in Schwierigkeiten 

11.1 Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Rettung und Um-
strukturierung nichtfinanzieller Unternehmen in 
Schwierigkeiten 

Bürgschaften der LfA zugunsten von KMU, die sich in 
Schwierigkeiten nach EU-Definition (siehe Tz. 7) be-
finden, werden auf Grundlage der Leitlinien der Kom-
mission für staatliche Beihilfen zur Rettung und Um-
strukturierung nichtfinanzieller Unternehmen in 
Schwierigkeiten (Amtsblatt der EU Nr. C 249/1 vom 
31.07.2014) gewährt (siehe Merkblatt „Bürgschaften 
der LfA – Bewilligungsgrundsätze“). 

11.2 Befristeter Rahmen für staatliche Beihilfen zur Stüt-
zung der Wirtschaft angesichts des derzeitigen Aus-
bruchs von COVID-19 

Mit dem Binnenmarkt vereinbare Beihilfen können auf 
Grundlage der Mitteilung der Kommission C(2020) 
1863 vom 19.03.2020 zum Befristeten Rahmen für 
staatliche Beihilfen zur Stützung der Wirtschaft ange-
sichts des derzeitigen Ausbruchs von COVID-19 
(Amtsblatt der EU Nr. C 91 I/01 vom 20.03.2020) in 
der Fassung der Mitteilung C(2021) 8442 vom 
18.11.2021 (Amtsblatt der EU Nr. C 473/1 vom 
24.11.2021)) gewährt werden bzw. auf Basis der 
diesbezüglich notifizierten Bundesregelungen. 

Zentral für alle Förderungen auf Basis des Befristeten 
Rahmens bzw. der Bundesregelungen ist, dass nur 
Unternehmen förderfähig sind, die sich nicht am 
31.12.2019 in Schwierigkeiten gemäß EU-Definition 
(vgl. Tz. 7) befanden. Abweichend davon können För-
derungen für kleine und Kleinstunternehmen gewährt 
werden, die sich am 31.12.2019 bereits in Schwierig-
keiten befanden, sofern diese Unternehmen nicht Ge-
genstand eines Insolvenzverfahrens sind und sie we-
der Rettungsbeihilfen noch Umstrukturierungsbeihil-
fen erhalten haben. Zudem können 

Unternehmen gefördert werden, die zumindest zeit-
weise nach dem 31.12.2019 nicht als Unternehmen in 
Schwierigkeiten zu qualifizieren waren. 

Außerdem muss die Gewährung diesbezüglicher Bei-
hilfen, wie Darlehen oder Bürgschaften, bis spätes-
tens 30. Juni 2022 erfolgen. Die Zusage der Haus-
bank an den Endkreditnehmer bzw. die Zusage der 
LfA an die Hausbank muss bis zu diesem Stichtag er-
folgt sein. 

Die LfA als beihilfegebende Stelle ist verpflichtet, alle 
Einzelbeihilfen von mehr als 100.000 EUR (mehr als 
10.000 EUR im Landwirtschafts- und Fischereisek-
tor), die sie auf Basis des Befristeten Rahmens ge-
währt, auf einer ausführlichen Beihilfe-Website oder 
über das IT-Instrument der EU-Kommission zu veröf-
fentlichen. 

Die LfA nutzt aus dem Befristeten Rahmen die Maß-
nahmen für: 

a) Beihilfen in Form von direkten Zuschüssen, 
Steuer-/Zahlungsvorteilen oder rückzahlbaren 
Vorschüssen, Darlehen, mezzaninen Finanzie-
rungen, Bürgschaften, Rückbürgschaften, Garan-
tien und Eigenkapital (Ziffer 3.1 des Befristeten 
Rahmens bzw. die dafür notifizierte „Bundesrege-
lung Kleinbeihilfen 2020“ (SA.56790 (2020/N), 
Genehmigung der geänderten Fassung vom 
21.12.2021, C(2021) 9879 (SA.100743 
(2021/N))), 

b) Beihilfen in Form von Garantien für Darlehen (Zif-
fer 3.2 des Befristeten Rahmens bzw. die dafür 
notifizierte „Bundesregelung Bürgschaften 2020“ 
(SA.56787 (2020/N), Genehmigung der geänder-
ten Fassung vom 21.12.2021, C(2021) 9879 
(SA.100743 (2021/N))) und 

c) Beihilfen in Form von Zinszuschüssen für Darle-
hen (Ziffer 3.3 des Befristeten Rahmens bzw. die 
dafür notifizierte „Bundesregelung Beihilfen für 
niedrigverzinsliche Darlehen 2020“ (SA.56863 
(2020/N), Genehmigung der geänderten Fassung 
vom 21.12.2021, C(2021) 9879 (SA.100743 
(2021/N))). 

Für Beihilfen auf Basis der Regelung a) gelten fol-
gende Bedingungen: 

• Die Gesamtsumme der nach dieser Regelung ge-
währten Beihilfen darf den Höchstbetrag von 
2.300.000 EUR pro Unternehmen bzw. pro Unter-
nehmensgruppe nicht übersteigen (345.000 EUR 
für Unternehmen/Unternehmensgruppen der Fi-
scherei-/Aquakultur, 290.000 EUR für Unterneh-
men/Unternehmensgruppen der landwirtschaftli-
chen Primärproduktion). Beihilfen, die auf der 
Grundlage dieser Regelung gewährt und vor der 
Gewährung neuer Beihilfen nach dieser Regelung 
(teilweise oder vollständig) zurückgezahlt wurden 
oder auf die (teilweise oder vollständig) verzichtet 
wurde, fließen in die Feststellung, ob die betref-
fende Obergrenze überschritten wird, nicht ein. 

• Vor Gewährung der Beihilfe hat das betreffende 
Unternehmen schriftlich jede Kleinbeihilfe anzu-
geben, die es bzw. die Unternehmensgruppe bis-
lang erhalten oder beantragt hat. Hierzu kann der 
Vordruck 122 („Kleinbeihilfenerklärung“) genutzt 
werden. 
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Beihilfen auf Basis der Regelungen b) und c) können 
unter folgenden Bedingungen gewährt werden: 

• Die Laufzeit der gewährten Beihilfen (Bürgschaf-
ten / Darlehen) darf maximal sechs Jahre betra-
gen. 

• Der Darlehensbetrag bzw. der zu verbürgende 
Darlehensbetrag darf pro Unternehmen folgende 
Beträge nicht überschreiten: 

- das Doppelte der gesamten jährlichen Lohn- 
und Gehaltssumme des geförderten Unterneh-
mens im Jahr 2019. Die Lohn- und Gehalts-
summe im Sinne dieser Regelung umfasst auch 
Sozialversicherungsbeiträge sowie die Kosten 
von Personal, die am Standort des Unterneh-
mens arbeiten, aber auf der Lohn- und Gehalts-
liste von Subunternehmen stehen. 

Im Falle von Unternehmen, deren Gründung am 
oder nach dem 01.01.2019 erfolgte, darf der 
Darlehensbetrag die geschätzte Lohn- und Ge-
haltssumme der ersten beiden Betriebsjahre 
nicht übersteigen, oder 

- 25 % des Gesamtumsatzes des Begünstigten 
im Jahr 2019, oder 

- den Liquiditätsbedarf für die kommenden  
18 Monate bei KMU bzw. für die kommenden 12 
Monate bei Großunternehmen, in begründeten 
Fällen und auf der Grundlage einer Selbstaus-
kunft, in der der Liquiditätsbedarf des Begüns-
tigten dargelegt ist. 

• Die Beihilfen können sowohl für Investitionen als 
auch Betriebsmittel eingesetzt werden. 

• Für Beihilfen in Form von Bürgschaften darf die 
Bürgschaftsquote bis zu 90 % betragen.  

• Für Beihilfen in Form von zinsvergünstigten Dar-
lehen kann eine Haftungsfreistellung von bis zu 
90 % gewährt werden. 

Anwendungsbereich: 

• Die „Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020“ ist die 
beihilferechtliche Grundlage für die Ausreichung 
des LfA-Schnellkredits und des Corona-Kre-
dits - Gemeinnützige. 

• Die „Bundesregelung Bürgschaften 2020“ kann im 
Rahmen der LfA-Bürgschaften genutzt werden. 
Für die Avalprovisionen gelten gestaffelte Min-
destwerte (u. a. bei der Verbürgung eines Investi-
tionskredites mit einer Laufzeit von 4 – 6 Jahren 
zugunsten eines KMU von 1 % und eines Nicht-
KMU von 2 %). 

• Die „Bundesregelung Beihilfen für niedrigverzins-
liche Darlehen 2020“ ist Grundlage für die Ausrei-
chung des Corona-Schutzschirm-Kredits. Für die 
Zinskonditionen gelten gestaffelte Mindestwerte 
(u. a. bei Darlehen mit einer Laufzeit von 4 – 6 
Jahren zugunsten eines KMU von 1 % und eines 
Nicht-KMU von 2 %). 

Kumulierungsregeln: 

Die Kombination von Beihilfen nach der oben stehen-
den Regelung a) mit Beihilfen nach der „Bundesrege-
lung Bürgschaften 2020“ sowie mit Beihilfen nach der 
„Bundesregelung Beihilfen für niedrigverzinsliche 
Darlehen 2020“ ist ohne Restriktionen zulässig. 

Die Kombination von Beihilfen auf Basis der „Bundes-
regelung Bürgschaften 2020“ mit Beihilfen auf Basis 
der „Bundesregelung Beihilfen für niedrigverzinsliche 
Darlehen 2020“ ist zulässig, sofern diese sich nicht 
auf dasselbe Darlehen beziehen und die Darlehens-
obergrenze je Unternehmen nicht überschritten wird. 

Die Kombination von Beihilfen auf Basis der oben ste-
henden drei Bundesregelungen mit Beihilfen auf Ba-
sis der AGVO bzw. der De-minimis-VO ist grundsätz-
lich zulässig. Sollen diese für den Liquiditätsbedarf 
und damit für nicht bestimmbare beihilfefähige Kosten 
gewährt werden und überdies AGVO- oder De-mini-
mis-Beihilfen für konkrete Investitionen, ist keine Ku-
mulierung der Beihilfewerte erforderlich und somit die 
Kombination unproblematisch. Betreffen diese Beihil-
fen jedoch dieselben förderfähigen Kosten – also 
z. B. dieselben Investitionskosten – sind die unter-
schiedlichen Beihilfewerte zu addieren und auf die je-
weils höchste in dem Einzelfall einschlägige Beihilfe-
obergrenze anzurechnen. 

12 Sonstige Regelungen 

Soweit eine Förderung im Einzelfall auf keiner Beihil-
ferechtsgrundlage erfolgen kann, besteht grundsätz-
lich die Möglichkeit einer Einzelnotifizierung (Einzel-
anmeldung). Die EU-Kommission prüft die Vereinbar-
keit der Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt dann 
für den konkreten Einzelfall. 

Neben den dargestellten Beihilferegelungen gibt es 
weitere, die derzeit nicht als Grundlage für LfA-Pro-
dukte dienen. Hierzu zählen z. B. die Leitlinien für Re-
gionalbeihilfen. 

Von anderen Fördermittelgebern aufgrund anderer 
als den dargestellten Beihilferegelungen gewährte 
Beihilfen sind ebenfalls bei der Kumulierungsprüfung 
(siehe Tz. 5) zu berücksichtigen. Einzelheiten hierzu 
sind bei dem jeweiligen Fördermittelgeber zu erfra-
gen. 

Die LfA ist verpflichtet Informationen über gewährte 
Beihilfen an denselben Beihilfeempfänger, die für die-
selbe geförderte Tätigkeit bzw. dasselbe geförderte 
Vorhaben einen Beihilfewert von 500.000 EUR errei-
chen, zu melden (Details enthält Art. 9 Abs. 1 lit. c) 
i. V. m. Anhang III der AGVO). Die Veröffentlichung 
erfolgt auf einer Beihilfe-Website der Europäischen 
Kommission. 

13 Fristgerechte Antragstellung 

Eine Antragstellung ist – unter Beachtung der beihil-
ferechtlichen Anforderungen der AGVO – als fristge-
recht anzusehen, wenn der Hausbank vor Vorha-
bensbeginn (Definition siehe Tz. 18 des Merkblatts 
„Bearbeitungsgrundsätze für Startkredit und Investiv-
kredit“) 

• ein vom Antragsteller unterzeichneter vollständi-
ger Antrag (i. d. R. Vordruck 100 einschließlich 
Angaben zu Beginn- und Abschlussdatum des 
Vorhabens in Tz. 4.2 „Vorhabensbeschreibung“) 
oder 

• ein separater vom Antragsteller unterzeichneter 
Beihilfeantrag (Vordruck 125; die Hausbank be-
stätigt den Eingang des Beihilfeantrags und er-
gänzt das Datum der Antragstellung)  

vorliegt. 
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Eine eigene schriftliche Dokumentation ist nur zuläs-
sig, wenn sie ebenfalls vom Antragsteller unterzeich-
net ist, die Eingangsbestätigung der Hausbank vor 
Vorhabensbeginn aufweist und folgende Mindestan-
gaben beinhaltet:  

• Name des Unternehmens 

• Größe des Unternehmens 

• Hierfür ist es ausreichend, wenn der Antragsteller 
erklärt, ob das beantragende Unternehmen die 
beihilferechtlichen KMU-Kriterien erfüllt oder 
nicht. 

• Beginn und Ende des Vorhabens 

• Angaben zum Vorhabensbeginn und -ende ent-
sprechend dem Planungsstand zum Zeitpunkt der 
Stellung des Beihilfeantrags sind ausreichend. 

• Vorhabensbeschreibung 
Die Vorhabensbeschreibung muss so konkret 
sein, dass ein späterer Antrag (Vordruck 100) 
eine eindeutige Zuordnung des Investitionsvorha-
bens zu dem Beihilfeantrag gemäß AGVO ermög-
licht. 

• Standort des Vorhabens / Investitionsort  
Der Investitionsort muss so konkret genannt sein, 
dass ein späterer Antrag (Vordruck 100) eine ein-
deutige Zuordnung des Investitionsvorhabens zu 
dem Beihilfeantrag gemäß AGVO ermöglicht. 

• Gesamtkosten des Vorhabens und geplanter öf-
fentlicher Finanzierungsbetrag  
Zur geplanten öffentlichen Finanzierung sind fol-
gende Detailangaben zu jedem Förderprodukt zu 
machen:  

− Name des Förderprodukts  

− Höhe der Finanzierung durch das Förderpro-
dukt  

− Art der Beihilfe des Förderprodukts (z. B. Zu-
schuss, Darlehen, Mezzanine / Nachrang, Be-
teiligung, Garantie / Bürgschaft).  

• Der Antragsteller hat zudem zu bestätigen, dass 
er mit dem genannten Vorhaben vor Stellung des 
schriftlichen Beihilfeantrags noch nicht begonnen 
hat. 

Bei nicht auf Grundlage der AGVO ausgereichten Fi-
nanzierungshilfen kann die Antragstellung zudem als 
fristgerecht angesehen werden, wenn der Hausbank 
vor Vorhabensbeginn ein hinreichend konkretisierter, 
formloser Antrag vorliegt oder ein konkretes Finanzie-
rungsgespräch (hinsichtlich des/der beantragten Pro-
dukts/Produkte) aktenkundig gemacht ist. Dabei 
muss die Hausbank bestätigen, dass ihr eine Bestäti-
gung des Kunden vorliegt, dass zum Zeitpunkt des 
dokumentierten Gesprächs bzw. der formlosen An-
tragstellung noch nicht mit der Maßnahme begonnen 
worden war. 

Unabhängig von der beihilferechtlichen Grundlage 
kann der Antragsteller nach fristgerechter Antragstel-
lung entsprechend den oben genannten Regelungen 
mit dem Investitionsvorhaben ohne nachteilige Aus-
wirkungen beginnen, sofern der vollständige Antrag 
(Vordruck 100) innerhalb von 3 Monaten nach Vorha-
bensbeginn von der Hausbank bei der LfA eingereicht 
wird (bei beantragten Risikoübernahmen innerhalb 
von 4 bis 6 Wochen). Wird die 3-Monats-Frist nicht 
eingehalten, ist bei Anträgen ohne Risikoübernahme 
eine Kreditzusage ausnahmsweise möglich, wenn 
sich das Investitionsvorhaben zum Zeitpunkt des An-
tragseingangs in der LfA in seinen wesentlichen Tei-
len noch in Durchführung befindet, d. h. in der Regel 
zu nicht mehr als 50 % realisiert ist. Bei der Prüfung 
des Realisierungsgrades kann in begründeten Fällen 
(z. B. bei der Bestellung von Maschinen mit beson-
ders langer Lieferzeit oder Betriebsübernahmen mit 
langen Zahlungszielen) auf den Kaufpreisfluss abge-
stellt werden. Wird auf den Kaufpreisfluss abgestellt, 
so befindet sich das Vorhaben noch „in Durchfüh-
rung“, so lange in der Regel nicht mehr als 50 % 
(an)gezahlt worden sind. 

Zu Sonderregelungen zum Vorhabensbeginn im Uni-
versalkredit siehe entsprechendes Produktmerkblatt. 

Bei vorangegangener Verwendung des Beihilfean-
trags (Vordruck 125) oder einer eigenen schriftlichen 
Dokumentation ist im Freitextfeld des Antrags (Vor-
druck 100) zu ergänzen: „Beihilfeantrag ist am 
TT.MM.JJJJ bei der Hausbank bzw. dem Kreditinsti-
tut x gestellt worden.“. 

Die Aufbewahrungspflicht für den Beihilfeantrag be-
trägt zehn Jahre ab dem Zusagedatum der Beihilfe an 
den Antragssteller. 
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Merkblatt „Antragsunterlagen“ 

 

Erforderliche Antragsunterlagen nach Produkt und Art der Risikoübernahme 
(Die LfA Förderbank Bayern behält sich vor, im Einzelfall zusätzliche Unterlagen anzufordern.) 
 

 Erforderliche Unterlagen gemäß Seite 2 mit folgenden Nummern: 

Produkt 

Wenn ohne 
LfA-Risiko1), 

dann: 

Wenn mit LfA-Risiko1) bis einschl. 
500.000 EUR… 

Wenn mit LfA-
Risiko1) über 
500.000 EUR 
bis einschl. 

750.000 EUR, 
dann zusätz-
lich zu Unter-
lagenspalten 

1-3: 

 Wenn mit LfA-
Risiko1) über 
750.000 EUR 

immer: …aufgrund 
Haftungsfrei-
stellung, dann 
zusätzlich zu 
Unterlagen-

spalte 1: 

…aufgrund 
einer Bürg-
schaft, dann 
zusätzlich zu 
Unterlagen-
spalten 1-2: 

 

Startkredit 1, 2, 32), 22 4, 5 6, 294) 7-11 
 1, 2, 32), 4-19, 

22, 294) 

Investivkredit 1, 2, 32), 22 4, 5 6, 294) 7-11 
 1, 2, 32), 4-19, 

22, 294) 

Corona-Schutz-
schirm-Kredit 

nicht 
zutreffend 

1, 2, 4, 5, 29 
nicht 

zutreffend 
7-11, 29 

 1, 2, 4, 5, 7-19, 
29 

LfA-Schnellkredit 
nicht 

zutreffend 
1, 27, 28 

nicht 
zutreffend 

nicht 
zutreffend 

 nicht 
zutreffend 

Corona-Kredit - 
Gemeinnützige 

nicht 
zutreffend 

1, 2, 27, 28 
nicht 

zutreffend 
7, 8, 9 

 1, 2, 7, 8, 9, 27, 
28 

Universalkredit 1, 2, 3 4, 5 6, 294) 7-193) 
 

1-19, 294) 

Innovationskredit 4.0 
1, 2, 32), 21, 

26 
nicht 

zutreffend 
4, 5, 6, 294) 7-10, 12-193) 

 1, 2, 32), 4-19, 
21, 26, 294) 

Energiekredit 
1, 2, 32), 22, 

25 
4, 5 6, 294) 7-11 

 1, 2, 32), 4-19, 
22, 25, 294) 

Energiekredit Plus 
1, 2, 32), 22, 

25 
4, 5 6, 294) 7-11 

 1, 2, 32), 4-19, 
22, 25, 294) 

Energiekredit 
Gebäude 

1, 2, 32) 4, 5 6, 294) 7-11 
 1, 2, 32), 4-19, 

294) 

Energiekredit 
Regenerativ 

1, 2, 22, 30 4, 5 6, 294) 7-11 
 1, 2, 4-19, 22, 

294), 30 

Energiekredit 
Regenerativ Plus 

1, 2, 32), 22, 
30 

4, 5 6, 294) 7-11 
 1, 2, 32), 4-19, 

22, 294), 30 

Ökokredit 
1, 2, 32), 
22, 23 

4, 5 6, 294) 7-11 
 1, 2, 32), 4-19, 

22, 23, 294) 

Regionalkredit 20 1, 2, 4, 5 6, 295) 7-11 
 

1, 2, 4-20, 294) 

Akutkredit 1, 2, 3, 24 
nicht 

zutreffend 
6, 295) 4, 5, 7-193) 

 
1-19, 24, 294) 

Verbürgung von 
Fremdkrediten 

nicht 
zutreffend 

nicht 
zutreffend 

1, 2, 3, 6, 294) 4, 5, 7-193) 
 

1-19, 294) 

1) Gesamtobligo der LfA, d. h. die Summe des im Einzelfall bereits bestehenden Risikos und des neu zu überneh-
menden Risikos für die LfA (z. B. aus Haftungsfreistellungen, Bürgschaften, Garantien), und zwar unter Berück-
sichtigung aller Gesellschafter und der Gesellschaft selbst. 

2) Nur bei Beantragung auf Grundlage der De-minimis-Verordnung (EU) Nr. 1407/2013. 
3) Nur soweit Betriebsmittelkredite bzw. Konsolidierungsvorhaben (mit)finanziert werden. 
4) Nur bei Beantragung der Bürgschaft auf Grundlage der „Bundesregelung Bürgschaften 2020“.  
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Basisunterlagen 

  1 Standardantrag (Vordruck 100 bzw. bei Universalkrediten ohne Risikoübernahme und ohne 
Kombination mit anderen LfA-Produkten Vordruck 200) 

  2 Besitz- und Beteiligungsverhältnisse (Vordruck 101) 
 Nur soweit es sich beim Antragsteller um ein Unternehmen handelt und die Positionen im Standardantrag nicht 

ausreichen, weil z. B. mehrere Gesellschafter anzugeben sind. 

  3 De-minimis-Erklärung (Vordruck 120). 

Ergänzende Unterlagen bei Risikoübernahmen 

  4 Private Vermögens- und Schuldenaufstellung der Inhaber, Gesellschafter und deren Ehegatten (mit An-
gaben zum Familien- und Güterstand sowie zu Verpflichtungen und regelm. außerbetriebl. Einkünften) 

 Bei Haftungsfreistellung und Bürgschaften mit LfA-Risiko von bis zu 500.000 EUR genügt die Bereithaltung dieser Unter-
lagen in der Kreditakte der Hausbank und die Übermittlung an die LfA im Falle der Kreditkündigung. Unabhängig von der 
Risikohöhe ist bei Anträgen in Folge der Corona-Krise die private Vermögens- und Schuldenaufstellung nicht erforderlich, 
wenn auf eine weitere persönliche Mithaftung verzichtet wird. 

  5 Sicherheitenspiegel 
 Bei Haftungsfreistellung und Bürgschaften mit LfA-Risiko von bis zu 500.000 EUR genügt die Bereithaltung dieser 

Unterlagen in der Kreditakte der Hausbank und die Übermittlung an die LfA im Falle der Kreditkündigung. 

  6 Bereitschaftserklärung Hausbank (Vordruck 104) 

  7 Jahresabschlüsse der letzten 2 Jahre einschließlich Erläuterungen  
 Ggf. Zwischenstatus, wenn der Bilanzstichtag mehr als 6 Monate zurückliegt, ggf. auch von nahestehenden Unternehmen 

bzw. Konzernabschlüsse; bei nicht bilanzierenden Betrieben: Einnahme- und Überschussrechnungen der letzten 2 Jahre 
inkl. betriebliche Vermögens- und Schuldenaufstellung neuesten Datums. 

Regelmäßig einzureichen bei LfA-Risiko über 500.000 EUR 

  8 Anlage Persönliche Verhältnisse (Vordruck 102) 
 Soweit die Programmbestimmungen bei Betriebsaufspaltungen eine gesamtschuldnerische Haftung vorsehen, ist 

zusätzlich von einer mithaftenden Person die Anlage „Persönliche Verhältnisse“ und von einem mithaftenden Unter-
nehmen die Anlage „Wirtschaftliche Verhältnisse“ einzureichen; bei Anträgen von Unternehmen nur auszufüllen, wenn 
keine 2 Jahresabschlüsse für 2 vollständige Geschäftsjahre vorliegen (ggf. ist die Anlage dann durch die Gesellschafter 
auszufüllen). 

  9 Anlage Wirtschaftliche Verhältnisse (Vordruck 103) 
 Soweit die Programmbestimmungen bei Betriebsaufspaltungen eine gesamtschuldnerische Haftung vorsehen, ist zusätz-

lich von einer mithaftenden Person die Anlage „Persönliche Verhältnisse“ und von einem mithaftenden Unternehmen die 
Anlage „Wirtschaftliche Verhältnisse“ einzureichen; bei Anträgen von natürlichen Personen nur auszufüllen, wenn bereits 
ein Jahresabschluss für ein vollständiges Geschäftsjahr vorliegt. 

10 Unternehmenskonzept 
 Bei einem LfA-Risiko bis einschließlich 750.000 EUR nur bei Gründungsvorhaben erforderlich. 

11 Übernahme-/Kaufvertrag 

In der Regel erst einzureichen bei LfA-Risiko über 750.000 EUR 

12 Umsatz- und Ertragsvorschau (ggf. als GuV-Rechnung) für das laufende und die folgenden 2 Jahre 

13 Kurzer beruflicher Werdegang des Inhabers/der geschäftsführenden Gesellschafter 

14 Handelsregisterauszug 

15 Gesellschaftsvertrag 

16 Miet-/Pachtvertrag 

17 Grundbuchauszug sowie bankinterne Verkehrswertermittlung für alle betrieblichen und privaten Immobilien 

18 Aufstellung des Kapitaldienstes und der Absicherung bestehender betrieblicher und privater Verpflichtungen 

19 Detaillierte Liquiditätsplanung mindestens für ein Jahr, abgestellt auf Monate 

Besondere Vordrucke für einzelne Produkte 

20 Antrag auf Gewährung öffentlicher Finanzierungshilfen, Vordruck 90 IH / 90 FV bei Tourismusvorhaben 

21 LfA-Anlage zum Antrag – Förderfähige Maßnahmen Innovationskredit 4.0 (Vordruck 117) 

22 KfW-Formular Nr. 141658 „Statistisches Beiblatt der KfW – Investitionen allgemein –“ 

23 KfW-Formular Nr. 600 000 2222 „Anlage zum Kreditantrag KfW-Umweltprogramm“ 

24 Konsolidierungskonzept (formlos) mit Jahresabschlüssen der letzten 2 Jahre 
 Ggf. Zwischenstatus, wenn der Bilanzstichtag mehr als 6 Monate zurückliegt. Nicht erforderlich, falls Akutkredit wegen einem 

erheblichen Liquiditätsbedarf in Folge der Corona-Krise bzw. bei einem Darlehensbetrag von bis zu 100.000  EUR und wenn 
die Hausbank im Standardantrag (Vordruck 100) die im LfA-Merkblatt „Akutkredit“ in Tz. 6 dargestellte Erklärung abgibt. 

25 Bestätigung der Energieeinsparung zum Energiekredit und Energiekredit Plus (Vordruck 119), verbleibt 
bei der Hausbank 

26 KfW-Formular Nr. 600 000 4013 „Statistisches Beiblatt – ERP-Digitalisierungs- und Innovationskredit“ 
27 Ergänzende Angaben zum Antrag: LfA-Schnellkredit (Vordruck Nr. 108), Corona-Kredit - Gemeinnützige 

(Vordruck Nr. 111), verbleibt bei der Hausbank 
28 Kleinbeihilfenerklärung (Vordruck 122), verbleibt bei der Hausbank 
29 Kumulierungserklärung (Vordruck 123), nur in Fällen mit entsprechender Vorförderung, verbleibt bei der 

Hausbank 
30 LfA-Anlage zum Antrag Energiekredit Regenerativ und Energiekredit Regenerativ Plus (Vordruck 130 

bzw. alternativ ein vom Antragsteller unterschriebener Ausdruck der gBzA der KfW) 
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1 Umfang der Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ 

Soweit für die nachfolgend aufgeführten Kredite die Über-
nahme der vollen Primärhaftung durch die Hausbank nicht 
möglich ist, da keine ausreichenden Sicherheiten gestellt 
werden können, kann die Hausbank auf Antrag durch 
„HaftungPlus“ zu einem bestimmten Anteil von ihrer Haf-
tung freigestellt werden. Eine Kombination mit „Haftung-
Plus“ ist bei folgenden Produkten mit den angegebenen 
Haftungsfreistellungssätzen möglich: 

Produkt (Schlüssel) 
Haftungsfrei-
stellungssatz 

Startkredit (SK6) 70 % 

Investivkredit (IK6) 60 % 

Corona-Schutzschirm-Kredit 
(CS5, CS6) - s. u. - 

90 % 

LfA-Schnellkredit (LS1) - s. u. - 100 % 

Corona-Kredit - Gemeinnützige (CG1)  
- s. u. - 

100 % 

Universalkredit (UK5) - s. u. - 80 % 

Energiekredit (EK5) 50 % 

Energiekredit Plus (EK6) 50 % 

Energiekredit Gebäude (EG8) 50 % 

Energiekredit Regenerativ (ER5) 50 % 

Energiekredit Regenerativ Plus (ER6) 50 % 

Ökokredit (ÖK8) 50 % 

Regionalkredit (RK5) 60 % 

Für endfällige Kredite ist, abgesehen vom Corona-Schutz-
schirm-Kredit, „HaftungPlus“ nicht möglich. 

Die Übernahme von Haftungsfreistelllungen ist im Univer-
salkredit bis zu einem maximalen Darlehensbetrag von 4 
Mio. EUR, beim Corona-Schutzschirm-Kredit bis zu einem 
maximalen Darlehensbetrag von 30 Mio. EUR, beim LfA-
Schnellkredit bis zum maximalen Darlehensbetrag von 
50.000 EUR bzw. 100.000 EUR und beim Corona-Kredit - 
Gemeinnützige bis zum maximalen Darlehensbetrag von 
2.300.000 EUR möglich. Bei den übrigen o. g. Produkten 
sind Haftungsfreistellungen bei Darlehensbeträgen von 
bis zu 2 Mio. EUR möglich. 

Im Corona-Schutzschirm-Kredit, LfA-Schnellkredit und 
Corona-Kredit - Gemeinnützige ist die Haftungsfreistel-
lung obligatorisch. Ansonsten besteht die Möglichkeit, 
Vorhaben in mehrere Darlehen mit und ohne Haftungsfrei-
stellung aufzuteilen. 

Die nachfolgenden Regelungen dieses Merkblatts gelten 
nicht für den LfA-Schnellkredit und den Corona-Kredit - 
Gemeinnützige, sondern sind stattdessen in den Merk-
blättern „LfA-Schnellkredit“ bzw. „Corona-Kredit - Ge-
meinnützige“ verankert. 

Die Haftungsfreistellung wird bei Gewährung für die ge-
samte Darlehenslaufzeit festgelegt. Nach Zusage ist ein 
nachträglicher Entfall – außer durch vollständige außer-
planmäßige Tilgung – nicht möglich. 

Haftungsfreistellungen können nur für Kredite übernom-
men werden, deren Rückzahlung durch den 

Endkreditnehmer bei normalem wirtschaftlichem Ablauf 
innerhalb der für den Kredit vereinbarten Zahlungstermine 
erwartet werden kann. Haftungsfreistellungen sind nicht 
möglich, wenn mit hoher Wahrscheinlichkeit mit der Inan-
spruchnahme der LfA gerechnet werden muss. 

Durch Haftungsfreistellungen dürfen keine bestehenden 
Bankrisiken nachträglich auf die LfA verlagert werden 
Dies führt dazu, dass 

• für bereits durch die Hausbank vor Antragstellung vorfi-
nanzierte Vorhaben eine Haftungsfreistellung nicht 
möglich ist,  

• Haftungsfreistellungen für Umschuldungen und Prolon-
gationen ausgeschlossen sind, 

• für Haftungsfreistellungen zur Finanzierung von Be-
triebsübernahmen vom Insolvenzverwalter gesondert 
nachzuweisen ist, dass keine Risikoverlagerung auf die 
LfA erfolgt,  

• bei Betriebsmittelfinanzierungen die Inanspruchnahme 
von Haftungsfreistellungen nur insoweit möglich ist, wie 
die im alleinigen Risiko der Hausbank stehenden Kon-
tokorrentkreditlinien faktisch oder rechnerisch voll aus-
geschöpft werden und die Hausbank der LfA im Falle 
der Kündigung und Abwicklung durch entsprechende 
Auflistungen nachweist, dass keine Risikoverlagerung 
erfolgt ist. 

Sollte eine Haftungsfreistellung zur Absicherung des Dar-
lehens nicht ausreichen oder möglich sein, kann stattdes-
sen – außer bei Energiekrediten Regenerativ (ER5), 
Corona-Schutzschirm-Krediten, LfA-Schnellkrediten und 
Corona-Krediten - Gemeinnützige – eine Bürgschaft der 
LfA bzw. der Bürgschaftsbank Bayern GmbH beantragt 
werden. Die Aufspaltung eines haftungsfreigestellten Dar-
lehens in einen teilweise haftungsfreigestellten Teil und 
einen verbürgten Teil ist nicht möglich. Dagegen kann ein 
haftungsfreigestelltes Darlehen mit einer Bürgschaft für 
ein sonstiges Darlehen (z. B. ERP- oder Hausbankdarle-
hen) kombiniert werden. 

Für folgende haftungsfreigestellte LfA-Darlehen bestehen 
Sonderregelungen: Universalkredit, Corona-Schutz-
schirm-Kredit, LfA-Schnellkredit und Corona-Kredit – Ge-
meinnützige (siehe entsprechende Merkblätter). 

2 Besicherung 

In Fällen mit einem LfA-Gesamtrisiko bis einschließlich 
500.000 EUR erfolgt die Besicherung des haftungsfreige-
stellten Darlehens nach banküblichen Grundsätzen im Er-
messen der Hausbank, wobei auch eine schwache oder 
nachrangige Besicherung zulässig ist. Die Hausbank do-
kumentiert die konkrete Besicherung in ihrer Akte. 

In Fällen mit einem LfA-Gesamtrisiko von mehr als 
500.000 EUR ist die Besicherung in den Antragsunterla-
gen (Sicherheitenspiegel) darzustellen. Eventuelle nach-
trägliche Änderungen sind konkret mit der LfA abzustim-
men. 

Kredite ohne Besicherung, also Blankokredite, können 
nicht in die Haftungsfreistellung einbezogen werden. Dies 
gilt auch, wenn als einzige Sicherheit die alleinige Abtre-
tung einer Risikolebensversicherung vereinbart würde. 
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Eine Ausnahme besteht beim Corona-Schutzschirm-Kre-
dit (siehe diesbezügliches Programmmerkblatt). Auf eine 
persönliche Mithaftung kann verzichtet werden. Die Her-
einnahme von Sondersicherheiten für den Haftungsteil der 
Hausbank ist nicht gestattet. 

Nachträgliche Veränderungen der Absicherung sind bei 
einem LfA-Gesamtrisiko bis einschließlich 500.000 EUR 
ohne Zustimmung der LfA zulässig, wenn die Hausbank 
als Treuhänderin der LfA dies für notwendig hält und hier-
bei nach bankmäßigen Grundsätzen vorgeht. Eine Ver-
schlechterung der Absicherungssituation der LfA ist dabei 
jedoch nur zulässig, soweit dies für Nachfinanzierungen 
oder zusätzliche Betriebsmittelfinanzierungen im Zusam-
menhang mit dem ursprünglichen Vorhaben zwingend er-
forderlich ist. 

Abweichend von den befristet bis 30.06.2022 geltenden 
Corona-bedingten Erleichterungen bei den übrigen Haf-
tungsfreistellungen der LfA sind beim Energiekredit Rege-
nerativ und Energiekredit Regenerativ Plus die finanzier-
ten Gegenstände sowie die persönliche Haftung von Ge-
sellschaftern als Sicherheit obligatorisch heranzuziehen. 
Insofern steht den dort antragsberechtigten Genossen-
schaften, erwerbswirtschaftlich ausgerichteten Vereinen 
sowie rechtsfähigen Stiftungen die Möglichkeit einer Haf-
tungsfreistellung nicht zur Verfügung. 

3 Ermäßigung der Primärhaftung 

Nach Durchführung der Absicherung ermäßigt sich die 
Primärhaftung des Zentralinstitutes/der Hausbank je nach 
Haftungsfreistellungssatz auf 50 %, 40 %, 30 %, 20 % 
bzw. 10% des Darlehensbetrages. 

Damit teilt sich das Darlehen auf in einen 

• Darlehensteil von 50 %, 40 % 30 %, 20 % bzw. 10 % 
unter der Primärhaftung des Zentralinstituts/der Haus-
bank und in einen 

• haftungsfreigestellten Darlehensteil von 50 %, 60 %, 
70 %, 80 % bzw. 90%. 

Für den haftungsfreigestellten Darlehensteil ist die Haus-
bank berechtigt und verpflichtet, die fälligen Zins- und Til-
gungsbeträge für die LfA entgegenzunehmen und an sie 
weiterzuleiten. 

4 Konditionen 

Darlehen mit „HaftungPlus“ werden nach dem Risikoge-
rechten Zinssystem (RGZS) bepreist. Die maximalen 
Endkreditnehmerzinsen sind dadurch bei haftungsfreige-
stellten und nicht haftungsfreigestellten Darlehen iden-
tisch. Beim Corona-Schutzschirm-Kredit sind die maxima-
len Endkreditnehmerzinsen zusätzlich verbilligt. 

Da sich bei einer Haftungsfreistellung die Hausbank und 
die LfA das Gesamtrisiko teilen, gilt die Haftungsfreistel-
lung im RGZS nicht als anrechenbare Sicherheit. Die Haf-
tungsfreistellung führt damit – im Gegensatz zu einer 
Bürgschaft – nicht zu einer Verbesserung der RGZS-
Preisklasse. 

Bezüglich der Zinssätze und Laufzeiten siehe aktuelle 
Übersicht Darlehenskonditionen. 

5 Antragsverfahren 

Die Antragstellung erfolgt mit dem Vordruck 100. Der Pro-
grammteil „HaftungPlus“ wird dabei unter Tz. 1 mittels An-
kreuzfeldern beantragt. Außerdem ist dort der Haftungs-
freistellungssatz anzugeben. Des Weiteren sind im Antrag 
insbesondere die dadurch erforderlichen zusätzlichen An-
gaben in den Tzn. 5, 6 und 7 sowie die Regelungen in 
Tz. 9.2 zu beachten. 

Die eventuell zusätzlich erforderlichen Antragsvordrucke 
und Unterlagen können dem Merkblatt „Antragsunterla-
gen“ entnommen werden. 

6 Tilgungsaussetzung und Stundung 

Kommt es bei haftungsfreigestellten Programmdarlehen 
zu vorübergehenden Tilgungsproblemen auf Seiten des 
Endkreditnehmers, so kann die LfA Tilgungsaussetzun-
gen oder Stundungen gewähren. Voraussetzung ist, dass 
mit hoher Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden 
kann, dass die Stundung zur Überwindung der Tilgungs-
probleme des Endkreditnehmers führt und auch die Haus-
bank einen substantiellen Eigenbeitrag erbringt. 

Details zu den Voraussetzungen und zum Verfahren kön-
nen dem Merkblatt „Tilgungsaussetzung und Stundung“ 
entnommen werden. 

7 Abwicklung im Kündigungsfall 

Schadensfälle werden nach folgendem vereinfachten Ver-
fahren abgewickelt. Das Zentralinstitut/die Hausbank un-
terrichtet die LfA über die Absicht, den Kredit gegenüber 
dem Endkreditnehmer zu kündigen. Die LfA erklärt so-
dann nach Prüfung ihr Einverständnis zur Kündigung und 
stimmt mit dem Zentralinstitut/der Hausbank den offenen 
Saldo ab, woraufhin Zentralinstitut/Hausbank ihren jeweils 
vereinbarten Eigenrisikoanteil am offenen Saldo der Refi-
nanzierungsmittel an die LfA überweisen. 

Alle Forderungen der LfA, die vor Eintritt des Schadens-
falles im Refinanzierungsdarlehensverhältnis fällig wer-
den, sind vollständig zu erfüllen. Soweit der Endkreditneh-
mer entsprechende Zins- und Tilgungsraten nicht geleis-
tet hat, überweist die LfA, die von ihr bereits eingezoge-
nen oder an sie überwiesenen Zins- und Tilgungsraten 
vorläufig, unter dem Vorbehalt des Eintritts in die Haf-
tungsfreistellung, zurück, wenn von dem Zentralinstitut/ 
der Hausbank ein entsprechender Antrag innerhalb von 
sechs Wochen nach dem jeweiligen Fälligkeitstermin ge-
stellt wurde. 

Die LfA bittet im Anschluss das Zentralinstitut/die Haus-
bank um einen aktuellen Sachstandsbericht auf dem im 
Internet zur Verfügung gestellten Vordruck Sachstands-
bericht für haftungsfreigestellte Darlehen (Nr. 726). So-
weit der LfA eine Kopie des Sicherheitenspiegels noch 
nicht vorliegt, erhält sie diese aus der Akte der Hausbank. 
Die Sicherheitenverwertung und die Beitreibung der Re-
gressforderung erfolgen nach banküblichen Regularien 
allein durch die Hausbank für sich selbst und in ihrer Treu-
handfunktion auch für die LfA. Gerichtliche und außerge-
richtliche Vergleiche über die Regressforderung oder For-
derungserlasse bedürfen jedoch der Zustimmung der LfA. 

Alle Zahlungen des Endkreditnehmers sowie Erlöse aus 
einer eventuellen Verwertung der Sicherheiten – bei Besi-
cherungen durch Nachranghaftung erst nach Erfüllung 
der Ansprüche aus den vorrangig besicherten Krediten – 
werden auf die jeweils geschuldeten Beträge im Verhält-
nis des nicht haftungsfreigestellten zum haftungsfreige-
stellten Anteil zwischen Hausbank und LfA aufgeteilt. So-
weit Zahlungen auf den Haftungsanteil der LfA entfallen, 
sind diese unverzüglich an die LfA zu überweisen. Die Si-
cherheitenabrechnung erfolgt mit dem von der LfA im In-
ternet zur Verfügung gestellten Vordruck Sicherheitenab-
rechnung (Nr. 727). Ein verbleibender Ausfall wird nach 
Haftungsanteilen getragen. 
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1 Weshalb werden die Konditionen der LfA-Darlehen gestaffelt? 

Die LfA Förderbank Bayern vergibt ihre Darlehen nicht direkt, sondern reicht sie über die Haus-
banken, also über die Geschäftsbanken aus. Die mit der Ausreichung verbundenen Ausfallrisiken 
trägt prinzipiell die Hausbank. Banken und Sparkassen richten die Kreditvergabe unter Kosten- 
und Ertragsgesichtspunkten aus. Um den Zugang zu öffentlichen Förderkrediten auf breiter Basis 
dauerhaft zu sichern, ist es deshalb erforderlich, durch differenzierte Konditionen den jeweiligen 
Risiken des Einzelfalls Rechnung zu tragen. Das Risikogerechte Zinssystem (RGZS) ermöglicht 
dies, indem es die wirtschaftlichen Verhältnisse Ihres Unternehmens und die vorhandenen Kre-
ditsicherheiten berücksichtigt. 

2 Für welche Produkte gilt das RGZS? 

Das RGZS findet auf folgende Produkte (mit und ohne Haftungsfreistellung „HaftungPlus“) 
Anwendung: 

• Startkredit (SK6) 

• Investivkredit (IK6) 

• Corona-Schutzschirm-Kredit (CS5 und CS6) 

• Universalkredit (UK5) 

• Innovationskredit 4.0 (IV5 und IU5) 

• Energiekredit (EK5) und Energiekredit Plus (EK6) 

• Energiekredit Regenerativ (ER5) und Energiekredit Regenerativ Plus (ER6) 

• Energiekredit Gebäude (EG8) 

• Ökokredit (ÖK8) 

• Regionalkredit (RK5) 

• Akutkredit (AK5). 

3 Wie wird die zu entrichtende Zinshöhe ermittelt? 

Im RGZS zahlt jeder Kreditnehmer für seinen Förderkredit einen individuell zu vereinbarenden 
Zinssatz. Die LfA legt diesen Zinssatz nicht einzelfallbezogen fest, sondern gibt lediglich maximal 
zulässige Zinsobergrenzen vor. 

Die Hausbank kalkuliert das Zinsniveau, das sie unter Berücksichtigung der damit verbundenen 
Ausfallrisiken für den konkreten Einzelfall für angemessen erachtet, in Abhängigkeit von der Bo-
nität und der Werthaltigkeit der Besicherung nach einem 4-stufigen Schema: 

Dabei gilt der Grundsatz: Je besser die wirtschaftlichen Verhältnisse und je werthaltiger die ge-
stellten Sicherheiten, desto geringer die Risiken und desto zinsgünstiger das Angebot. Insofern 
können Sie Ihre Zinskonditionen durch entsprechende Aktivitäten positiv beeinflussen. 

Schritt 1: Die Hausbank beurteilt die Bonität 

Um zu beurteilen, ob der Darlehensinteressent grundsätzlich in der Lage wäre, die aus einer 
Darlehensgewährung resultierenden Zins- und Tilgungszahlungen ordnungsgemäß zu erbringen, 
analysiert die Hausbank die wirtschaftlichen Verhältnisse. Hierzu benötigt sie i. d. R. aktuelle Jah-
resabschlüsse, betriebswirtschaftliche Auswertungen bzw. ggf. Einnahme-Überschuss-Rechnun-
gen. Zudem verschafft sich die Hausbank ein Bild über weitere Faktoren. Dies sind beispielsweise 
erwartete Unternehmensentwicklung, kaufmännische und technische Qualifikationen, Führungs-
qualitäten und eventuelle Risikofaktoren. 
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Bei Gründungsvorhaben stellt die Hausbank vor allem auf qualitative Faktoren ab. Hierzu zählen 
Gründungskonzept, Gründungsperson(en) und Markteinschätzung, bei Unternehmensübernah-
men auch das Übernahmekonzept. 

Zur Einstufung der Risiken, die mit einer eventuellen Kreditvergabe verbunden sind, verwendet 
die Hausbank ein Ratingverfahren oder andere Bewertungsmodelle. Im Hinblick auf Förderdarle-
hen ordnet die Hausbank den Kreditnehmer in so genannte Bonitätsklassen ein. Beim Corona-
Schutzschirm-Kredit darf sie dabei auf das am 31.12.2019 gültige Rating abstellen. 

Bestimmung der Bonitätsklasse 

Bonitäts-
klasse 

Bonitätseinschätzung 
durch die Hausbank 

Risikoeinschätzung 
durch die Haus-

bank 

Einjahresausfallwahrscheinlich-
keit1 des Kreditnehmers 

1 ausgezeichnet niedrig 

| 
| 
I 
I 
| 
| 

hoch 

bis 0,10 % 

2 sehr gut über 0,10 % bis 0,40 % 

3 Gut über 0,40 % bis 1,20 % 

4 befriedigend über 1,20 % bis 1,80 % 

5 noch befriedigend über 1,80 % bis 2,80 % 

6 ausreichend über 2,80 % bis 5,50 % 

7 noch ausreichend  über 5,50 % bis 10,00 % 

Beispiel: 

Die Hausbank schätzt die wirtschaftlichen Verhältnisse als „befriedigend“ ein. Im Ratingverfahren 
ermittelt sie eine 1-Jahres-Ausfallwahrscheinlichkeit von 1,5 %. Daraus ergibt sich die Bonitäts-
klasse 4. 

Schritt 2: Die Hausbank prüft die vorgesehenen Sicherheiten 

Sicherheiten dienen der Hausbank zur Begrenzung des Kreditverlusts für den Fall, dass ein Kre-
ditnehmer laufende Zins- und Tilgungsverpflichtungen nicht erbringen kann. Die zur Absicherung 
des Kredits vorgesehenen Sicherheiten, z. B. Grundschulden oder Sicherungsübereignungen, 
werden von der Hausbank bewertet. Hierbei schätzt sie ein, welcher Anteil des Kredits durch 
erwartete Erlöse aus den Sicherheiten voll werthaltig abgedeckt werden kann (Werthaltigkeit der 
Besicherung). Der erwartete Wiederverkaufswert bestimmt sich u. a. durch die Art der Sicherheit, 
die Wertbeständigkeit, die Marktgängigkeit und den allgemeinen technischen Fortschritt. Bei 
schwachen Sicherheiten kann durch eine Bürgschaft der LfA bzw. Bürgschaft der Bürgschafts-
bank Bayern GmbH eine erhebliche Verbesserung der Absicherungssituation erreicht werden 
(siehe hierzu Seite 4). 

Für die Gewährung von Förderdarlehen ordnet die Hausbank die Sicherheiten wie folgt ein: 

Bestimmung der Besicherungsklasse 

Besicherungsklasse Werthaltige Besicherung in % 

1 70 % und mehr 

2 unter 70 % und über 40 % 

3 bis 40 % 

Beispiel: 

Die Hausbank ermittelt, dass eine Grundschuld den Kredit zu 55 % abdeckt. Daraus ergibt sich 
Besicherungsklasse 2. 

                                                 
1 Die Ein-Jahres-Ausfallwahrscheinlichkeit drückt die anhand von Erfahrungswerten ermittelte Wahrscheinlichkeit aus, 

dass der Kreditnehmer innerhalb eines Jahres zahlungsunfähig wird. Bei längerfristigen Krediten liegt die Ausfall-
wahrscheinlichkeit bezogen auf die Gesamtlaufzeit des Kredits um ein Vielfaches höher. Für Ein-Jahres-Ausfallwahr-
scheinlichkeiten über 10,00 % ist eine Antragstellung nicht möglich. 
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Schritt 3: Die Hausbank ermittelt die Preisklasse 

Aus der Kombination von Bonitätsklasse und Besicherungsklasse ergibt sich die Preisklasse. 

Bestimmung der Preisklasse2 

Bonitätsklasse 
(1-Jahresausfall-wahr-

scheinlichkeit) 

Besicherungsklasse 
(Werthaltige Besicherung) 

1 

( 70%) 

2 
(> 40% und < 70%) 

3 

( 40%) 

1 

( 0,10 %) 
A A A 

2 

(> 0,10 % und  0,40 %) 
A B D 

3 

(> 0,40 % und 1,20 %) 
B D G 

4 

(> 1,20 % und  1,80 %) 
C E G 

5 

(> 1,80 % und  2,80 %) 
D F G 

6 

(> 2,80 % und  5,50 %) 
E G X 

7 

(> 5,50 % und  10,00 %) 
G G 

Nur im Corona-Schutz-
schirm-Kredit: 

X 

Beispiel: 

Aus dem Zusammentreffen von Bonitätsklasse 4 und Besicherungsklasse 2 ergibt sich die 
Preisklasse E. 

Schritt 4: Festlegung der individuellen Kundenkonditionen 

Im Rahmen des RGZS gibt die LfA maximal zulässige Zinsobergrenzen vor. Welche Zinssätze 
im Einzelfall zulässig sind, zeigt die Konditionenübersicht der LfA (www.lfa.de) auf. 

Die Maximalwerte wurden so kalkuliert, dass sie grundsätzlich für die Hausbanken für die jeweils 
ungünstigste Bonitäts- und Besicherungskonstellation der jeweiligen Preisklasse noch kostende-
ckend sein sollten. Jede Preisklasse deckt aber eine Spannweite unterschiedlicher Konstellatio-
nen von Bonität und Besicherung ab. Insofern sollten die individuellen Zinskonditionen in der 
praktischen Anwendung die maximal zulässigen Obergrenzen oft unterschreiten. Die maximale 
Zinshöhe wird zwischen Kreditnehmer und Hausbank für die gesamte Darlehenslaufzeit bzw. die 
Zinsbindungsfrist individuell vereinbart. 

Beispiel: 

Bei einem Startkredit (SK6) mit einer Laufzeit von 10 Jahren und 2 tilgungsfreien Jahren galten 
zum 01.04.2022 die folgenden Obergrenzen: 

Preisklasse A B C D E F G X 

Maximaler Zins-
satz des Darle-
hens p. a. 

Sollzins 2,08 % 2,48 % 2,78 % 3,28 % 3,88 % 4,58 % 5,08 % 7,58 % 

Effektivzins 2,10 % 2,50 % 2,81 % 3,32 % 3,94 % 4,66 % 5,18 % 7,80 % 

(Die Zinssätze in dieser Übersicht sind Preisbeispiele auf Basis der Konditionen per 01.04.2022) 

Aufgrund der Einstufung in die Preisklasse E darf der Effektivzins des Startkredits 3,94 % p. a. 
nicht überschreiten, sehr wohl aber darunter liegen. Im Beispielfall sollte die Vereinbarung eines 
Zinses unterhalb der Obergrenze möglich sein, da Bonität und Besicherung jeweils besser sind 
als die schlechtesten Werte der Klasse. 

                                                 
2 Für die Kombination aus Bonitätsklasse 7 und Besicherungsklasse 3 ist eine Antragstellung nicht zulässig. Ausge-

nommen davon ist nur der Corona-Schutzschirm-Kredit, für den die Kombination 7/3 der Preisklasse X zugeordnet 
ist. Ansonsten kann gegebenenfalls über eine Bürgschaft eine Verbesserung der Besicherungsklasse erreicht wer-
den (siehe Schritt 2 und Tz. 5) 
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4 Welche Möglichkeiten bietet das RGZS dem Kreditnehmer? 

Banken beurteilen bei der Kreditvergabe neben Ihrer Vermögens- und Ertragslage auch weitere 
Faktoren, die die Zukunftsaussichten Ihres Unternehmens wesentlich prägen. Mangelnde Infor-
mationen wirken sich erfahrungsgemäß negativ auf die Bonitätseinstufung aus. Deshalb zahlt es 
sich aus, die Hausbank umfassend zu informieren. 

Gründe, die zu einer konkreten Einschätzung des Unternehmens hinsichtlich Bonität und Besi-
cherung geführt haben, sollte man sich erläutern lassen, um zu erkennen, durch welche Maß-
nahmen sich die Einschätzung und Bepreisung verbessern ließen. 

Das RGZS setzt auf Wettbewerb. Selbst bei gleicher Bonitäts- und Besicherungseinstufung kön-
nen die Hausbanken unterschiedlich hohe Zinssätze für angebracht erachten. Insofern kann es 
ratsam sein, bei mehreren Banken oder Sparkassen Vergleichsangebote einzuholen. 

Die Angemessenheit eines Zinsangebots ist im RGZS verhandelbar. Je niedriger das Ausfallrisiko 
innerhalb einer Bonitätsklasse und je werthaltiger die Besicherung innerhalb einer Besicherungs-
klasse, desto deutlicher sollte sich der individuelle Angebotszinssatz von der maximal zulässigen 
Preisobergrenze abheben. 

Beispiel: 

Im obigen Beispielfall wären deutlich günstigere Konditionen angemessen, wenn sich die Absi-
cherung von den bisher unterstellten 55 % auf beispielsweise knapp 70 % verbessern ließe. Zwar 
ergäbe sich in diesem Fall weiterhin eine Einstufung in Besicherungsklasse 2 und Preisklasse E; 
allerdings wäre eine Einstufung in Besicherungsklasse 1 und daraus resultierend in Preisklasse 
C nur haarscharf verpasst worden. Insofern bietet die Obergrenze der Preisklasse C (maximal 
2,81 %) dann einen besseren Anhaltspunkt für die Höhe des angemessenen Zinses als die Ober-
grenze der Preisklasse E (maximal 3,94 %). 

5 Welche Besonderheiten sind bei der Beantragung von Risikoübernahmen zu beachten? 

Darlehen, für die die LfA Förderbank Bayern durch eine Haftungsfreistellung Risiken der Haus-
bank übernimmt, werden ebenfalls risikogerecht nach dem RGZS bepreist. Insofern gelten für 
haftungsfreigestellte Darlehen dieselben maximalen Kreditnehmerzinsen wie für nicht haftungs-
freigestellte Darlehen. Haftungsfreistellungen stellen im RGZS keine Sicherheit dar. 

Haftungsfreistellungen sind insbesondere bei Darlehensbeträgen bis 500.000 EUR eine schnelle 
und schlanke Alternative zu Bürgschaften. 

Bürgschaften der LfA bzw. der Bürgschaftsbank Bayern GmbH bewirken im Falle begrenzter Ab-
sicherungsmöglichkeiten regelmäßig eine Verbesserung der Sicherheitenklasse und damit eine 
Absenkung der maximal zulässigen Kreditnehmerkonditionen. Gegenzurechnen sind die Kosten 
der Bürgschaftsübernahme, also Avalprovisionen und eventuelle Bearbeitungsgebühren. 

6 Weitere Informationen 

Für Fragen zum Produkt- und Serviceangebot der LfA und für die Anforderung von Informations-
material steht Ihnen die Förderberatung der LfA wie folgt zur Verfügung: 

• Tel.: 089 / 21 24 - 10 00 

• Fax: 089 / 21 24 - 22 16 

• E-Mail: info@lfa.de. 

Wie sich Unternehmer und Existenzgründer optimal auf die Entscheidungsprozesse der Banken 
vorbereiten können, zeigt unser „Leitfaden für den Bankenbesuch“. Wir stellen Ihnen diese 
Broschüre gerne kostenlos zur Verfügung. 



 
 
 
 
 
 

Merkblatt „Infrakredit Kommunal“ 
 
(Vergabegrundsätze entsprechend Antragsvordruck 116 Tz. 10 Erklärung des Antragstellers) 
 
Mit dem „Infrakredit Kommunal“ der LfA steht Kommunen eine zinsgünstige, langfristige Finanzierungsmöglichkeit zur Ver-
fügung. Der „Infrakredit Kommunal“ wird bei Zinsbindungen bis zu 10 Jahren zinsgünstig von der KfW (aus dem Programm 
„IKK - Investitionskredit Kommunen“) refinanziert und von der LfA Förderbank Bayern zinsverbilligt. 
 

LfA Förderbank Bayern • Königinstraße 17 • 80539 München • Telefon 089 / 21 24 - 10 00 • Telefax 089/21 24 - 22 16 • www.lfa.de • info@lfa.de 

Sonderförderung zur Beseitigung von Hochwasser-
schäden 2021  

Für Investitionen zur Beseitigung von Schäden, welche 
durch die Hochwasserereignisse im weiteren Sinne im Juli 
2021 verursacht wurden, stellt die LfA Darlehensmittel zu 
besonders günstigen Konditionen zur Verfügung. Grund-
sätzlich gelten hierfür die nachfolgend genannten Förderbe-
dingungen mit folgenden Sonderregelungen: 

• Es werden alle Investitionen zur Beseitigung von Schä-
den und Wiederherstellung der kommunalen Infrastruk-
tur in den von Hochwasser und Starkregen im weiteren 
Sinne (bspw. auch Murenabgänge in Folge des Starkre-
gens) betroffenen Gebieten mit bis zu 100 % finanziert. 

• Der Sollzinssatz für diese Sonderförderung wird durch 
die KfW und die LfA besonders verbilligt. Der geltende 
Sollzinssatz, der auch negativ sein kann, wird auf der 
LfA-Internetseite unter der Rubrik „Infrakredit Kommu-
nal“ bekanntgegeben. 

• Für diese Variante sind 20 Jahre Darlehenslaufzeit bei 
0-3 Tilgungsfreijahren (20/3) möglich. 

• Die Zinsfestschreibung erfolgt für die ersten 10 Jahre 
der Darlehenslaufzeit. Vor Ende der Zinsbindungsfrist 
unterbreitet die LfA ein Prolongationsangebot. 

• Die Antragstellung für diese Sonderförderung kann bis 
Ausschöpfung des bei der KfW für die Refinanzierung 
hierfür zur Verfügung stehenden Volumens, längstens 
jedoch bis 30.06.2022 erfolgen. 

• Im Antragsformular 116 sind unter der Textziffer „Vorha-
ben“ die Angabe "Hochwasser 2021" sowie eine kurze 
Beschreibung der Maßnahmen anzugeben. 

1 Darlehensnehmerkreis 

Antragsberechtigt sind bayerische 

• kommunale Gebietskörperschaften, 

• rechtlich unselbstständige Eigenbetriebe von kom-
munalen Gebietskörperschaften sowie 

• kommunale Zweckverbände und Verwaltungsge-
meinschaften, die jeweils wie kommunale Gebiets-
körperschaften behandelt werden können und die 
gemäß Artikel 115 (2) in Verbindung mit Artikel 114 
(2) der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 über Auf-
sichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpa-
pierfirmen (Capital Requirements Regulation – 
CRR) nach dem Standardansatz ein Risikogewicht 
von Null haben. 

Ausgenommen sind solche kommunalen Zweckver-
bände, an denen natürliche oder insolvenzfähige ju-
ristische Personen beteiligt sind. 

Sind gegen den Antragsteller Zwangsvollstreckungs-
maßnahmen beabsichtigt, beantragt, zugelassen oder 
eingeleitet, ist eine Darlehenszusage durch die LfA nicht 
möglich. 

Rechtsform und Risikogewicht des Antragstellers sind 
wesentlich für die Antragsberechtigung. Änderungen 
der Rechtsform oder bei Zweckverbänden zum Beispiel 
die Aufnahme oder das Ausscheiden von Mitgliedern, 
die eine Erhöhung des Risikogewichts des Kreditneh-
mers nach bankaufsichtsrechtlichen Vorschriften zur 
Folge haben, berechtigen die LfA zur Kündigung des 
Kredites. Für diesen Fall behält sich die LfA vor, den ihr 
aus dieser Kündigung entstehenden Schaden vom An-
tragsteller beziehungsweise dessen Rechtsnachfolger 
ersetzt zu verlangen 

2 Verwendungszweck 

Mitfinanziert werden folgende Investitionen sowie Inves-
titionsfördermaßnahmen im Rahmen des Vermögens-
haushaltes/-planes des aktuellen Haushaltsjahres (inkl. 
Haushaltsreste des Vorjahres) in die kommunale Infra-
struktur: 

• Verkehrsinfrastruktur (incl. Öffentlicher Personen-
nahverkehr) 

• Ver- und Entsorgung (incl. Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung) 

• Erschließung von Gewerbe- und Industrieflächen, 
einschließlich Aufwendungen für Grunderwerb (nur 
nicht-umlagefähige Kosten) 

• Allgemeine Energieeinsparung und Umstellung auf 
umweltfreundliche Energieträger, soweit diese nicht 
im Infrakredit Energie förderfähig sind. 

• touristische Infrastruktur 

• Wissenschaft, Technik, Kulturpflege. 

Es werden nicht nur bauliche, sondern auch sonstige in-
vestive Infrastrukturmaßnahmen finanziert. 

Der Erwerb eines Tauschgrundstückes ist finanzierbar, 
wenn dieser Kauf eng mit einem konkret anstehenden 
Investitionsvorhaben verbunden ist (z. B. Bau einer 
Straße). Eine Finanzierung von Grundstücken „auf Vor-
rat“ ist nicht möglich, sondern nur im Zusammenhang 
mit konkret dazugehörenden Investitionen (z. B. Bau-
maßnahmen, Installierung technischer Anlagen). 

Die Mitfinanzierung von Kassenkrediten sowie die Um-
schuldung bereits abgeschlossener und durchfinanzier-
ter Vorhaben sowie von Vorhaben außerhalb Bayerns 
ist ausgeschlossen. 

Soweit Investitionen bzw. Investitionsmaßnahmen in  
oder an Gebäuden mitfinanziert werden, müssen die 
nachfolgend aufgeführten technischen Mindeststan-
dards eingehalten werden. Als Gebäude gelten alle Ge-
bäudetypen, die nach ihrer Zweckbestimmung beheizt 
oder gekühlt werden können. 

• Errichtung neuer Gebäude oder Erwerb neu errich-
teter Gebäude vor dem Erstbezug: mindestens Effi-
zienzgebäudestandard 55:  

• Erwerb von Gebäuden, die seit Errichtung bereits 
mindestens einmal bezogen wurden oder Sanie-
rungvon Gebäuden: mindestens Effizienzgebäude-
standard 100 
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• Einzelmaßnahmen:  

- Wärmedämmung Gebäudehülle (inkl. Fenster, 
Türen) 

- Lüftungsanlagen (mit Wärmerückgewinnung) 
- erneuerbare Stromgewinnung: Photovoltaik 

(auch in Verbindung mit Batterien), Biomasse-/ 
Biogas-Blockheizkraftwerke 

- Heizungen: Elektrische Wärmepumpen, Solar-
thermie, Erdgas-Heizungen inkl. Blockheizkraft-
werke (Optimierung von Bestandsgeräten), 
Nah- und Fernwärme, Biomasse im Einklang 
mit den BEG-Anforderungen (siehe folgendes 
Tiret) 

- Alle weiteren Einzelmaßnahmen gemäß techni-
scher Mindestanforderungen der „Bundesförde-
rung für effiziente Gebäude“ (BEG1) 

Die beihilferechtlichen Bestimmungen (Tz. 8) wie auch 
die Ausschlusskriterien des Merkblatts „Nachhaltigkeits-
grundsätze für Programmkredite der LfA Förderbank 
Bayern“ sind zu beachten. 

Hinweis: Paralleles Angebot der Bayern Labo: 

Die BayernLabo bietet in Kooperation mit der KfW den 
Kommunen das Kreditprogramm „Investkredit Kommu-
nal Bayern“ an, in dem folgende Investitionen gefördert 
werden: 

• Allgemeine Verwaltung (z. B. Rathäuser, Bau- und 
Betriebshöfe) 

• Öffentliche Sicherheit und Ordnung (z. B. Feuer-
wehrhäuser, Brandschutz, präventiver Katastro-
phenschutz) 

• Stadt- und Dorfentwicklung 

• Kommunale und soziale Infrastruktur (z. B. Kinder-
tagesstätten, Schulen, Krankenhäuser, Senioren- 
und Pflegeheime, Sporthallen) 

• Informationstechnologie 

• Erschließung (ohne Gewerbe- und Industrieflächen) 

• Wohnwirtschaftliche Investitionen. 

Bei thematischen Überschneidungen ist für die Wahl 
des Förderinstituts der Schwerpunkt der Investitionen 
entscheidend. In Zweifelsfällen beraten wir Sie gerne. 

 
3 Darlehensbedingungen 

3.1 Konditionen 

Die LfA vergünstigt den Zinssatz des „IKK - Investitions-
kredit Kommunen“ der KfW für die erste Zinsbindungs-
periode.  

Für das Darlehen kommt der am Tag der Auszahlung (2 
Bankarbeitstage vor Wertstellung) geltende Programm-
zinssatz, der auch negativ sein kann, zur Anwendung. 
Es besteht kein Anspruch auf den am Tag des Abrufs 
geltenden Zinssatz. 

Der Zinssatz wird für 10 Jahre bzw. im 5-jährigen Lauf-
zeittyp für 5 Jahre festgeschrieben. Bei einer Darlehens-
laufzeit von 20 Jahren besteht alternativ die Möglichkeit 
einer 20-jährigen Zinsfestschreibung. Bei Darlehen mit 
einer Laufzeit, die über die Zinsbindungsfrist hinaus 
geht, unterbreitet die LfA vor Ende der Zinsbindungsfrist 
dem Darlehensnehmer ein Prolongationsangebot. 

Der Programmzinssatz orientiert sich an den Kapital-
marktzinsen und wird an jedem Bankarbeitstag aktuali-
siert. 

                                                 
1

https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/WvQ8k3f3hl7npi5nNo9/con-

tent/WvQ8k3f3hl7npi5nNo9/BAnz%20AT%2007.06.2021%20B2.pdf?inline%23page=19 

Die Darlehenskonditionen sind unter www.lfa.de im 
Geschäftsfeld Infrastruktur abrufbar. 

Zins- und Tilgungstermine sind der 31.03., 30.06., 
30.09.und der 30.12. Für Darlehenszusagen vor dem 
01.03.2022 gelten abweichend die Zins- und Tilgungs-
termine 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11.Während der 
tilgungsfreien Jahre erfolgen lediglich Zinszahlungen 
auf die ausgezahlten Darlehensbeträge. Nach Ablauf 
der tilgungsfreien Jahre erfolgt die Tilgung in gleich ho-
hen vierteljährlichen Raten und einer gegebenenfalls 
abweichenden Schlussrate. 

Außerplanmäßige Tilgungen können gegen Zahlung ei-
nes von der LfA in Rechnung zu stellenden Vorfällig-
keitsentgeltes vorgenommen werden, wenn die LfA zu-
stimmt. 

Das Kündigungsrecht des Darlehensnehmers nach 
§ 489 Abs. 1 BGB wird ausgeschlossen. 

3.2 Darlehenslaufzeiten 

Die Darlehenslaufzeit beträgt 30 Jahre mit bis zu 5 
tilgungsfreien Anlaufjahren, 20 Jahre mit bis zu 3 
tilgungsfreien Anlaufjahren, 10 Jahre mit bis zu 2 
tilgungsfreien Anlaufjahren oder 5 Jahre mit bis zu 1 
tilgungsfreien Anlaufjahr. 

3.3 Finanzierungshöhe 

Bei Darlehensbeträgen bis 2 Mio. EUR kann der Finan-
zierungsanteil bis zu 100 % der förderfähigen Investiti-
onskosten pro Vorhaben betragen. 

Der Finanzierungsanteil beträgt bei Darlehensbeträgen 
über 2 Mio. EUR maximal 50 % der förderfähigen 
Investitionskosten pro Vorhaben. 

4 Weitere Bewilligungsgrundsätze 

4.1 Vorhabensbeginn 

Die Antragstellung kann im laufenden Haushaltsjahr für 
Vorhaben gemäß genehmigtem aktuellen Vermögens-
haushalt (incl. Haushaltsreste des Vorjahres) unabhän-
gig vom Vorhabensbeginn erfolgen. Vorhaben können 
jedoch nur berücksichtigt werden, wenn sie noch nicht 
langfristig durchfinanziert sind.  

4.2 Darlehensvergabe 

Die Darlehensvergabe ist an die bei Kommunaldarlehen 
üblichen formalen Voraussetzungen gebunden. 

5 Mehrfachförderung 

Eine Kumulierung mit anderen Finanzierungshilfen ist 
zulässig, sofern die Summe aus Krediten, Zuschüssen 
und Zulagen die Summe der Aufwendungen nicht über-
steigt.  

Für Vorhaben, die mit Mitteln aus dem „Infrakredit Kom-
munal“ gefördert werden, können keine zusätzlichen 
Mittel aus dem „IKK - Investitionskredit Kommunen“ der 
KfW (einschließlich der aus diesem refinanzierte Darle-
hen) beantragt werden. 

6 Antragsverfahren 

Die Darlehensvergabe erfolgt ausschließlich als Direkt-
darlehen. Darlehensanträge sind bei der LfA För-
derbank Bayern einzureichen. Sie können vorab per Fax 
übersandt werden, müssen aber unverzüglich rechtlich 
verbindlich im Original unterzeichnet nachgereicht wer-
den. 

   

https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/WvQ8k3f3hl7npi5nNo9/content/WvQ8k3f3hl7npi5nNo9/BAnz%20AT%2007.06.2021%20B2.pdf?inline%23page=19
https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/WvQ8k3f3hl7npi5nNo9/content/WvQ8k3f3hl7npi5nNo9/BAnz%20AT%2007.06.2021%20B2.pdf?inline%23page=19
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Die Antragstellung erfolgt mit dem LfA-Vordruck 116. 
Eine detaillierte Darstellung der Einzelmaßnahmen ist 
nicht erforderlich. Zweckverbände haben die veröffent-
lichte Verbandssatzung, die aufsichtsbehördliche Ge-
nehmigung sowie die aktuelle Stimmrechtverteilung in 
der Verbandsversammlung bei Antragstellung vorzule-
gen. 

Für die Beantragung reichen die auf dem Antragsvor-
druck einzutragenden Angaben regelmäßig aus. Die LfA 
kann ggf. weitere Unterlagen für die Bearbeitung des 
Darlehensantrages beim Antragsteller anfordern. 

Anträge sind zu richten an: 

LfA Förderbank Bayern 
Team Infrastrukturfinanzierung 
Königinstr. 17 
80539 München 

per FAX unter: 089 / 21 24 – 25 61 

Rückfragen unter: 089 / 21 24 – 15 05 oder  

 infra@lfa.de 

7 Abruf der Darlehensmittel 

Die Darlehen werden wahlweise in einer Summe oder in 
2 Teilbeträgen ausgezahlt. Der erste Abruf kann frühes-
tens erfolgen, nachdem mit dem Vorhaben begonnen 
wurde, d. h., wenn das Vorhaben so weit vorbereitet ist, 
dass es nach Abruf der Mittel kurzfristig in Angriff ge-
nommen werden und das Darlehen, gegebenenfalls in 
Teilbeträgen, innerhalb einer angemessenen Frist dem 
festgelegten Verwendungszweck zugeführt werden 
kann. 

Zudem sind im Vorfeld des Abrufs der LfA die folgenden 
rechtswirksam unterzeichneten und gesiegelten Unter-
lagen vorzulegen: 

a) Vertretungsnachweis und Unterschriftenprobenblatt 
(Ausnahme: Bürgermeister sind gesetzlich vertre-
tungsbefugt und müssen daher keine separate Un-
terschrift mittels Probenblatt einreichen). 

b) Sitzungsniederschrift über den Darlehensaufnahme-
beschluss des Repräsentativorgans. 

c) Beglaubigte Kopie der aufsichtsbehördlichen Ge-
nehmigung für die Aufnahme des Darlehens. 

d) Lastschrifteinzugsermächtigung. 

e) Annahmeerklärung (LfA-Vordruck 486). 

Für die Prüfung der vertragsrelevanten Unterlagen, die 
per Post im Original bzw. als beglaubigte Kopien einzu-
reichen sind, benötigt die LfA in der Regel 3 Bankar-
beitstage. 

Nach Abschluss der Prüfung der Unterlagen durch die 
LfA wird dem Darlehensnehmer in der Regel eine Be-
reitstellungsmitteilung zugesandt. 

Die Abruffrist beträgt 12 Monate. Eine Verlängerung 
kann im Einzelfall vereinbart werden. 

8 EU-Beihilfebestimmungen 

Investitionsvorhaben in Bereichen, in denen kommunale 
Gebietskörperschaften, deren rechtlich unselbstständi-
gen Eigenbetriebe, kommunale Zweckverbände oder 
Verwaltungsgemeinschaften eine wirtschaftliche Tätig-
keit im EU-beihilferechtlichen Sinne ausüben und somit 
in den Anwendungsbereich der EU-Beihilfevorschriften 
fallen, sind nicht förderfähig. 
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